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Bonn, den 13. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu den Verträgen 
vom 22. September 1958 über die Ausliefe- 
rung und über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Text der Verträge mit Begründungen und der deutsch- 
österreichische Notenwechsel vom 22. September 1958 sind bei- 
gefügt. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des 
Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 205. Sitzung am 8. Mai 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte des Entwurfs des Ratifikationsgesetzes 
sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt sich daraus, 
daß die beiden Verträge, denen mit dem Gesetz die Zustim- 
mung erteilt werden soll, zahlreiche, auch für Verwaltungs- 
behörden der Länder geltende Verfahrensvorschriften im 
Sinne des Artikels 84 Abs. 1 des Grundgesetzes enthalten (vgl. 
insbesondere Artikel 13 in Verbindung mit Artikel 14, 15 so- 
wie Artikel 19 des Auslieferungsvertrags und Artikel 6 in Ver- 
bindung mit Artikel 5, 7, 8, 9, 10 sowie Artikel 18 des Rechts- 
hilfevertrags). 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesciruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr Hans Hefter 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu den Verträgen vom 22. September 1958 
über die Auslieferung und über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Ar tikel 1 

Den in Bonn am 22. September 1958 Unterzeichne- 
ten Verträgen über die Auslieferung und über die 
Rechtshilfe in Strafsachen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich wird 
zugestimmt. Die Verträge nebst den deutschen und 
österreichischen Noten vom 22, September 1958 
werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag über die Aus- 
lieferung nach seinem Artikel 29 Abs. 2 und der 
Vertrag über die Rechtshilfe in Strafsachen nach 
seinem Artikel 21 Abs. 2 in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Verträge bedürfen gemäß Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der ge- 
setzgebenden Körperschaften in der Form eines 
Bundesgesetzes, da sie sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

Die Verträge sollen auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden. Das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Der Tag, an dem die Verträge nach Artikel 29 Abs. 2 
bzw. Artikel 21 Abs. 2 in Kraft treten, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Aus der Durchführung dieses Gesetzes entstehen 
weder für den Bund noch für die Länder irgend- 
welche Kosten, die über die bisher im deutsch- 
österreichischen Auslieferungsverkehr und im 
deutsch-österreichischen Rechtshilfeverkehr entstan- 
denen Kosten hinausgehen. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über die Auslieferung 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER BUNDESPRÄSIDENT 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

sind in dem Wunsch, den gegenseitigen Auslieferungs- 
verkehr zu regeln, übereingekommen, einen Vertrag ab- 
zuschließen, und haben zu diesem Zweck zu ihren Be- 
vollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 

I lerrn Dr. Albert Hilger van Scherpenberg, 
Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 
und 

Herrn Fritz Schaffer, 

Bundesminister der Justiz, 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn D.Dr. Josef Schöner, 

Botschafter der Republik Österreich in Bonn, 
und 

Herrn Dr. Otto Tschadek, 
Bundesminister für Justiz, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Artikel 1 

Verpflichtung zur Auslieferung 

Die Vertragstaaten verpflichten sich, einander auf 
Ersuchen nach den Bestimmungen und unter den Bedin- 
gungen dieses Vertrages Personen ausziiliefern, die im 
ersuchenden Staat wegen einer gerichtlich strafbaren 
Handlung verfolgt oder zur Vollstreckung einer gericht- 
licheii Strafe oder Maßregel der Sicherung und Besserung 
gesucht werden. 

Artikel 2 

Auslieferungsfähigkeit 

(1) Zur Strafverfolgung wird ausgeliefert wegen Hand- 
lungen, die nach dem Recht beider Staaten im Höchstmaß 
mit Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder mit 
schwererer Strafe bedroht sind. 

(2) Zur Vollstreckung wird ausgeliefert, wenn die we- 
gen einer oder mehrerer solcher Handlungen (Absatz 1 ) 
noch zu vollstreckende Freiheitsstrafe oder Maßregel der 
Sicherung und Besserung mindestens drei Monate be- 
trägt; mehrere Freiheitsstrafen oder Maßregeln der 
Sicherung und Besserung werden zusammengerechnet. 

(3) Wird zur Strafverfolgung oder zur Vollstreckung 
ausgeliefert, so wird zusätzlich auch zur Vollstreckung 
von Strafen oder Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung wegen Handlungen ausgeliefert, bei denen nur 
wegen der Höhe der Strafdrohung (Absatz 1 ) oder des 
Ausmaßes der Strafe oder Maßregel (Absatz 2) sonst 
nicht ausgeliefert würde. 

Artikel 3 

Politische strafbare Handlungen 

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die 
dem Auslieferungsersuchen zugrunde liegende strafbare 
Handlung vom ersuchten Staat als eine politische oder 


als eine mit einer solchen in Zusammenhang stehende 
strafbare Handlung angesehen wird. Der Angriff auf das 
Leben einer Person, die zur Zeit des Angriffs Oberhaupt 
eines Staates oder Mitglied der Bundesregierung eines 
Vertragstaates war, gilt nicht als politische oder mit 
einer solchen in Zusammenhang stehende strafbare 
Handlung. 

(2) Die Auslieferung wird ferner nicht bewilligt, wenn 
der ersuchte Staat ernstlichen Grund zur Annahme hat, 

1. daß um die Auslieferung ersucht wird, um die 
auszuliefernde Person wegen ihrer Rasse, Reli- 
gion, Nationalität oder ihrer politischen An- 
schauungen zu verfolgen, zu verurteilen, zu stra- 
fen, in irgendeiner Weise in ihrer persönlichen 
Freiheit zu beschränken, oder 

2. daß diese Person im Falle der Auslieferung der 
Gefahr einer Verschlimmerung ihrer Lage aus 
einem dieser Gründe ausgesetzt wäre. 


Artikel 4 

Militärische strafbare Handlungen 

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die dem 
Auslieferungsersuchen zugrunde liegende strafbare Hand- 
lung vom ersuchten Staat als eine rein militärische ange- 
sehen wird. 

Artikel 5 

Fiskalisclie strafbare Handlungen 

Inwieweit wegen Verstößen gegen Zoll-, Steuer-, Mo- 
nopol- und Devisengesetze die Auslieferung bewilligt 
wird, bleibt einer besonderen vertraglichen Regelung 
Vorbehalten. 

Artikel 6 

Eigene Staatsangeörige 

Angehörige des ersuchten Staates werden nicht ausge- 
liefert. 

Artikel 7 

Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates 

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die straf- 
bare Handlung nach dem Recht des ersuchten Staates 
dessen Gerichtsbarkeit unterliegt. Sie wird jedoch be- 
willigt, 

1. wenn im ersuchten Staat auf Grund stellvertreten- 
der Gerichtsbarkeit ein Strafverfahren eingeleitet 
werden könnte oder bereits eingeleitet, aber noch 
nicht rechtskräftig abgeschlossen worden ist; 

2. wenn der Strafanspruch des ersuchten Staates 
gegen einen Angehörigen des ersuchenden Staates 
noch nicht erloschen ist und die Aufklärung des 
Sachverhalts im ersuchten Staat erheblich schwieri- 
ger wäre als im ersuchenden Staat, insbesondere 
wenn sich die Beweismittel überwiegend im er- 
suchenden Staat befinden; die Auslieferung steht 
einer späteren Verfolgung, Verurteilung und Be- 
strafung im ersuchten Staat nicht entgegen. 
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Artikel 8 
Amnestie 

Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie steht der 
Auslieferung nicht entgegen, wenn die strafbare Hand- 
lung der Gerichtsbarkeit dieses Staates nicht unterliegt. 

Artikel 9 

Verjährung 

Ist die Strafverfolgung oder die Vollstreckung einer 
Strafe oder Maßregel der Sicherung und Besserung nach 
dem Recht des ersuchenden oder des ersuchten Staates 
verjährt, so wird die Auslieferung nicht bewilligt. 

Artikel 10 

Antrag oder Ermächtigung 
zur Strafverfolgung 

Ob ein zur Einleitung eines Strafverfahrens notwendi- 
ger Antrag oder eine solche Ermächtigung vorliegt, wird 
im ersuchten Staat nicht geprüft, 

Artikel 11 

Todesstrafe 

Ist die strafbare Handlung zwar im ersuchenden Staat, 
nicht aber im ersuchten Staat mit der Todesstrafe be- 
droht, so darf im ersuchenden Staat an Stelle der ver- 
wirkten oder verhängten Todesstrafe nur eine lebens- 
lange Freiheitsstrafe verhängt oder vollstreckt werden. 

Artikel 12 

Ausnahmegerichte 

(1) Die dusgelieferte Person wird im ersuchenden Staat 
nicht vor ein Ausnahmegericht gestellt. 

(2) Die Auslieferung zur Vollstreckung einer Strafe 
oder Maßregel der Sicherung und Besserung, die durch 
ein Ausnahmegericht verhängt oder angeordnet worden 
ist, wird nicht bewilligt, wenn, insbesondere aus ver- 
fahrensinäßigen Gründen, ernstliche Bedenken gegen die 
Entscheidung des Ausnahmegerichtes bestehen. 

Artikel 13 
Geschäftsweg 

Das Ersuchen um Auslieferung wird unbeschadet der 
Zulässigkeit des diplomatischen Weges für die Bundes- 
republik Deutschland durch das Bimdesministcrium der 
Justiz oder die Justizministerien der Länder (Landes- 
justizverwaltungen), für die Republik Österreich durch 
das Bundesministerium für Justiz schriftlich gestellt. 
Auch der sonstige Schriftverkehr zwischen den Vertrag- 
staaten findet auf diesem Weg statt, soweit der Vertrag 
nichts anderes bestimmt, 

Artikel 14 

Unterlagen des Auslieferungsersuchens 

(1) Dem Ersuchen um Auslieferung werden ein Haft- 
befehl oder eine Urkunde gleicher Wirksamkeit, die von 
einem Richter unterschrieben sind, oder eine Ausferti- 
gung oder beglaubigte Abschrift eines vollstreckbaren 
verurteilenden Erkenntnisses und gegebenenfalls der zur 
Feststellung der Vollstreckbarkeit dienenden Urkunden 
beigefügt. 

(2) Sofern in diesen Urkunden nicht enthalten, werden 
außerdem bei gefügt 

1. eine Darstellung der strafbaren Handlung mit 
Angabe von Ort und Zeit der Tat; 


2. möglichst genaue Angaben, die zur Feststellung 
der Person und der Staatsangehörigkeit des Aus- 
zuliefernden geeignet sind; 

3. eine rechtliche Würdigung der strafbaren Hand- 
lung und eine Abschrift der anzuwendenden 
oder angewendeten gesetzlichen Bestimmungen. 

Artikel 15 

Ergänzung der Unterlagen 

Hält der ersuchte Staat die ihm übermittelten Unter- 
lagen nicht für ausreichend, um eine Entscheidung auf 
Grund dieses Vertrages zu treffen, so ersucht er um die 
notwendige Ergänzung der Unterlagen. Er kann für die 
Ergänzung eine Frist bestimmen. 

Artikel 16 

Spezialität 

(1) Die ausgelieferte Person darf wegen einer vor 
ihrer Übergabe begangenen Handlung, auf die sich die 
Auslieferungsbewilligung nicht erstreckt, oder aus einem 
anderen vor der Übergabe entstandenen Grund weder 
verfolgt, abgeurteilt oder zur Vollstreckung einer Strafe 
oder Maßregel der Sicherung und Besserung in Haft ge- 
halten, noch irgendeiner Beeinträchtigung ihrer persön- 
lichen Freiheit unterworfen werden. 

(2) Der ersuchende Staat kann jedoch die nach seinem 
Recht zulässigen Maßnahmen treffen, um die ausgelie- 
ferte Person außer Landes zu schaffen, die Unterlagen 
für ein Ersuchen um Zustimmung nach Absatz 3 zu er- 
halten oder die Verjährung zu unterbrechen; zu diesem 
Zweck ist auch die Vernehmung der ausgelieferten Per- 
son und ihre Vorführung zur Vernehmung zulässig. 

(3) Die Beschränkung nach Absatz 1 entfällt, wenn und 
soweit der ersuchte Staat der gerichtlichen Strafverfol- 
gung oder der Vollstreckung von gerichtlichen Strafen 
oder Maßregeln der Sicherung und Besserung zustimmt. 
Dem Ersuchen um Zustimmung werden die in Artikel 14 
vorgesehenen Unterlagen und ein gerichtliches Proto- 
koll über die Erklärungen der ausgelieferten Person bei- 
gefügt. Die Zustimmung wird erteilt, wenn die dem Er- 
suchen zugrunde liegende strafbare Handlung nach die- 
sem Vertrag die Verpflichtung zur Auslieferung nach 
sich zieht. 

(4) Die Beschränkung nach Absatz 1 entfällt außerdem, 
wenn sich die ausgelicferte Person nach ihrer endgülti- 
gen Freilassung länger als dreißig Tage im ersuchenden 
Staat aufhält, obwohl sie ihn verlassen konnte und durfte, 
oder wenn sie nach Verlassen dieses Staates dahin 
zurückgekehrt ist; eine Freilassung unter bedingtem 
Aufschub der Vollstreckung oder der weiteren Voll- 
streckung von Strafen oder Maßregeln der Sicherung 
und Besserung steht einer endgültigen Freilassung gleich. 

Artikel 17 

Änderung der rechtlichen Würdigung 

Wird die strafbare Handlung während des Verfahrens 
im ersuchenden Staat rechtlich anders als im Ausliefe- 
rungsverfahren gewürdigt, so darf die ausgelieferte Per- 
son nur insoweit gerichtlich verfolgt und abgeurteilt 
werden, als der Sachverhalt auch unter den neuen recht- 
lichen Gesichtspunkten die Auslieferung gestatten würde. 

Artikel 18 

Weiterlieferung 

(1) Die ausgelieferte Person darf nur mit Zustimmung 
des ersuchten Staates an einen dritten Staat weitergelie- 
fert werden. Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiter- 
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lieferung werden Ausfertigungen oder beglaubigte Ab- 
schriften der Auslieferungsunterlagen des dritten Staates 
beigefügt, 

(2) Der Zustimmung zur Weiterlieferung bedarf es 
nicht, wenn eine der Voraussetzungen des Artikels 16 
Absatz 4 vorliegt. 

Artikel 19 

Vorläufige Auslieferungshaft 

(1) In dringenden Fällen können die Gerichte, die 
Staatsanwaltschaften und die obersten Justiz- oder Poli- 
zeibehörden des einen Staates die zuständigen Justiz- 
oder Polizeibehörden des anderen Staates ersuchen, eine 
auszuliefernde Person in vorläufige Auslieferungshaft zu 
nehmen, über die Anordnung und Aufrechterhaltung der 
Haft wird nach dem Recht des ersuchten Staates ent- 
schieden. 

(2) Das Ersuchen kann auf dem unmittelbaren Weg 
gestellt werden. Es kann auf jede Weise übermittelt wer- 
den, die keinen Zweifel darüber läßt, daß es von einer 
berechtigten Stelle ausgeht. 

(3) Das Ersuchen kündigt ein Auslieferungscu'suchen 
an und versichert, daß eine der in Artikel 14 Absatz 1 
bezeichneten Urkunden vorhanden ist. Es enthält außer- 
dem eine kurze Darstellung der strafbaren Handlung mit 
Angabe von Ort und Zeit der Tat, einen Hinweis auf die 
anzuwendenden oder angewendelen gesetzlichen Bestim- 
mungen und, soweit möglich, eine Beschreibung der Per- 
son. 

(4) Die Entscheidung über das Ersuchen wird dem er- 
suchenden Staat unverzüglich mitgeteilt. 

(5) Eine vorläufige Auslieferungshaft wird in jedem 
Fall aufgehoben, wenn das Ersuchen um Auslieferung 
und die in Artikel 14 vorgesehenen Urkunden nicht 
innerhalb von achtzehn Tagen nach der Festnahme bei 
dem ersuchten Staat eingegangen sind. Der ersuchte 
Staat kann diese Frist bis zu vierzig Tagen verlängern, 
wenn besondere Umstände es erfordern. Die Aufhebung 
der vorläufigen Auslieferungshaft steht der Anordnung 
der Allslieferungshaft und der Auslieferung nicht ent- 
gegen, wenn das Ersuchen um Auslieferung später ein- 
geht. 

Artikel 20 

Auslieferimgsersuchen mehrerer Staaten 

Wird von einem Vertragstaat und von einem anderen 
Staat um die Auslieferung einer Person wegen derselben 
strafbaren Handlung oder wegen verschiedener straf- 
barer Handlungen ersucht, so entscheidet der ersuchte 
Staat frei über den Vorrang. Er berücksichtigt dabei alle 
Umstände, insbesondere die Schwere der strafbaren 
Handlungen, den Tatort, die zeitliche Reihenfolge des 
Eingangs der Ersuchen, die Staatsangehörigkeit der aus- 
zuliefernden Person und die Möglichkeit der Weiterliefe- 
rung. Wird die Auslieferung an einen dritten Staat be- 
willigt, so wird das Ersuchen des Vertragstaates um 
Auslieferung als Ersuchen um Zustimmung zur Weiter- 
liefcrung an ihn behandelt. 

Artikel 21 

Entscheidung und Übergabe 

(1) Der ersuchte Staat gibt seine Entscheidung über 
das Ersuchen um Auslieferung dem ersuchenden Staat 
so bald wie möglich bekannt. Jede vollständige oder teil- 
weise Ablehnung wird begründet. 

(2) Im Falle der Bewilligung der Auslieferung be- 
stimmt der ersuchte Staat den Zeitpunkt und den Ort der 
Übergabe der auszuliefernden Person; die Eibergabe 


kann an jeder für die Übernahme geeigneten Grenzüber- 
gangsstelle stattfinden. Der ersudiende Staat wird vom 
Zeitpunkt und Ort der Übergabe sowie von der Dauer 
der Auslieferungshaft verständigt. 

(3) Wird die auszuliefernde Person entsprechend der 
nach Absatz 2 ergangenen Verständigung bereitgestellt, 
vom ersuchenden Staat jedoch nicht innerhalb von acht 
Tagen übernommen, so wird sie aus der Auslieferungs- 
haft entlassen. Nach einer solchen Freilassung wird die 
Auslieferung wegen derselben strafbaren Handlung nur 
aus wichtigen Gründen abermals bewilligt. 

Artikel 22 

Aufschub der Übergabe 

(1) Der ersuchte Staat kann die Übergabe der auszu- 
liefernden Person aufschieben, um sie wegen einer ande- 
ren gerichtlich strafbaren Handlung zu verfolgen oder an 
ihr eine Strafe oder Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung zu vollstrecken. 

(2) Wird die Übergabe aufgeschoben, so kann der er- 
suchte Staat die auszuliefernde Person dem ersuchenden 
Staat zeitweilig zur Durchführung bestimmter Prozeß- 
handlungen, insbesondere der Hauptverhandlung über- 
geben. Nach Durchführung dieser Prozeßhandlungen gibt 
der ersuchende Staat die Person ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit dem ersuchten Staat zurück. 

A r t i k e 1 23 

Durchlieferung 

Die Durchlieferung einer von einem dritten Staat an 
einen Vertragstaat auszuliefernden Person durch das 
Gebiet des anderen Vertragstaates wird unter den- 
selben Voraussetzungen bewilligt, unter denen nadi die- 
sem Vertrag die Auslieferung der Person zwischen den 
beiden \' ertragstaaten bewilligt würde. 

Artikel 24 

Herausgabe (Ausfolgung) von Gegenständen 
bei Bewilligung einer Auslieferung 

(1) Wird die Auslieferung einer Person bewilligt, so 
wird auch ohne besonderes Ersuchen die Herausgabe 
(Ausfolgung) bewilligt 

1. von Gegenständen, die als Beweismittel dienen 
können; 

2. von Gegenständen, die von der auszuliefernden 
Person durch die strafbare Handlung oder als 
Entgelt für solche Gegenstände erlangt worden 
sind. 

(2) Diese Gegenstände werden, wenn möglich, gleich- 
zeitig mit der auszuliefernden Person dem ersuchenden 
Staat übergeben. Nach Bewilligung der Auslieferung 
steht der Übergabe weder der Tod noch die Flucht der 
auszuliefernden Person entgegen. 

Artikel 25 

Herausgabe (Ausfolgung) von Gegenständen 
ohne Bewilligung einer Auslieferung 

(1) Die Herausgabe (Ausfolgung) der im Artikel 24 
Absatz 1 erwähnten Gegenstände an den ersuchenden 
Staat wird auf Grund eines Ersuchens um Auslieferung 
oder eines gesonderten Ersuchens um Herausgabe (Aus- 
folgung) auch dann bewilligt, wenn die nach diesem Ver- 
trag zulässige Auslieferung einer Person nicht bewilligt 
werden kann, weil sie gestorben ist oder sich nicht im 
Gebiet des ersuchten Staates befindet. 
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(2) Einem gesonderten Ersudien um Herausgabe (Aus- 
fcilgung) werden die für ein Ersuchen um Auslieferung 
erforderlichen Unterlagen beigefügt, an Stelle des Haft- 
befehls oder einer Urkunde gleicher Wirksamkeit jedoch 
eine von einem Richter unterschriebene Beschlagnahme- 
anordnung. 

Artikel 26 

Ausnahmen von der Herausgabe (Ausfolgung) 

(1) Die Herausgabe (Ausfolgung) von Gegenständen, 
die im ersuchten Staat der Beschlagnahme, der Einzie- 
hung oder dem Verfall unterliegen oder an denen Rechte 
des ersuchten Staates oder dritter Personen bestehen, 
wird mit dem Vorbehalt bewilligt, daß die Gegenstände 
nach Beendigung des Strafverfahrens, für das sie über- 
geben wurden, dem ersuchten Staat zurückgegeben wer- 
den; im übrigen bleiben Rechte des ersuchten Staates 
oder dritter Personen an diesen Gegenständen unbe- 
rührt. Die Herausgabe (Ausfolgung) wird jedoch nicht 
bewilligt, wenn ihr wichtige, im Interesse des ersuchten 
Staates oder dritter Personen liegende Gründe entgegen- 
stehen. 

(2) Gegenstände, die für ein Strafverfahren im ersuch- 
ten Staat benötigt werden, können für die Dauer dieses 
Verfahrens ziirückbehalten werden. 

Artikel 27 

Kosten 

Die Vertragstaaten verzichten auf Ersatz der ihnen 
im Zusammenhang mit einer Auslieferung oder Heraus- 
gabe (Ausfolgung) in ihrem Gebiet erwachsenen Kosten. 
Dagegen w^erden die Kosten einer Durchlieferung ersetzt. 


Artikel 28 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Vertrages sind zu verstehen 

1. unter Maßregel der Sidierung und Besserung eine 
Freiheitsentziehung, die durch Urteil eines Strafge- 
richtes neben oder an Stelle einer Strafe angeordnet 
wird; 

2. unter Angehörigen der Vertragstaaten einerseits 
Deutsche nach Artikel 116 Absatz 1 des Grundge- 
setzes für die Bundesrepublik Deutschland, anderer- 
seits österreichische Staatsbürger; 

3. unter stellvertretender Gerichtsbarkeit die einerseits 
durch § 4 Absatz 2 Nr. 3 des deutschen Strafgesetz- 
buches, andererseits durch § 40 des österreichisdien 
Strafgesetzes begründete Gerichtsbarkeit. 

Artikel 29 

Schlußbestimmungen 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung; die Ratifi- 
kationsurkunden werden so bald wie möglich in Wien 
ausgetausdrt. 

(2) Der Vertrag tritt dreißig Tage nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Mit dem Inkrafttreten des Vertrages erlöschen alle 
früheren Vereinbarungen über einen Gegenstand dieses 
Vertrages. 

(4) Der Vertrag tritt ein Jahr nach der Kündigung 
durch einen der beiden Vertragstaaten außer Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten diesen Vertrag unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 22. September 1958 in zwei 
Urschriften. 


Für 

die Bundesrepublik Deutschland: 

van Scherpenberg 


Fritz S c h ä f f e r 


Schöner 


Für 

die Republik Österreich: 


Tschadck 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1099 


Notenwedisel 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

Bonn, den 22. September 1958 

Herr Botschafter! 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über die Auslieferung beehre ich mich, 
Ihnen im Namen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
in Übereinstimmung mit dem Senat von Berlin den 
Wunsch, das Land Berlin in den Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die Auslieferung einzubeziehen. Sie schlägt 
daher der Regierung der Republik Österreich den Ab- 
schluß folgender Vereinbarung vor: 

„Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt.'' 

Falls die österreichische Regierung mit dem Vorstehen- 
den einverstanden ist, darf ich Vorschlägen, daß diese 
Note und Ihre Antwort die förmliche Bestätigung der 
zwischen unseren beiden Regierungen getroffenen Verein- 
barung darstellt, die einen wesentlichen Bestandteil des 
heute Unterzeichneten Vertrages über die Auslieferung 
bildet. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck mei- 
ner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Dr. van Scherpenberg 


Seiner Exzellenz 
dem Botschafter der 
Republik Österreich 
tierrn D. Dr. Josef Schöner 
Bonn 


Der Botschafter 
der Republik Österreich 

Bonn, den 22. September 1958 

Herr Staatssekretär! 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Vertrages 
zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Auslieferung haben Sie mir im 
Namen der deutschen Bundesregierung folgendes mitge- 
teilt: 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
in Übereinstimmung mit dem Senat von Berlin den 
Wunsch, das Land Berlin in den Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die Auslieferung einzubeziehen. Sie schlägt 
daher der Regierung der Republik Österreich den Ab- 
schluß folgender Vereinbarung vor: 

„Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt." 

Ich beehre mich. Ihnen bekanntzugeben, daß dieser 
Vorschlag die Billigung der Regierung der Republik 
Österreich findet. Ihre heutige Note und meine Antwort- 
note sind somit Bestandteil des Vertrages. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, die Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 


Schöner 


Seiner Exzellenz 
dem Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes 

Herrn Dr. Albert Hilger van Scherpenberg 
Bonn 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über die Rechtshilfe in Strafsachen 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER BUNDESPRÄSIDENT 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

sind in dem Wunsch, den gegenseitigen Rechtshilfever- 
kehr in Strafsachen zu regeln, übereingekommen, einen 
Vertrag abzuschließen, und haben zu diesem Zweck zu 
ihren Bevollmäditigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Albert Hilger van Scherpenberg, 
Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 
und 

Herrn Fritz Schaffer, 

Bundesminister der Justiz, 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn D. Dr. Josef Schöner, 

Botschafter der Republik Österreich in Bonn, 
und 

Plerrn Dr. Otto T s c h a d e k , 

Bundesminister für Justiz, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Artikel 1 

Verpflichtung zur Rechtshilfe 

(1) Die Vertragstaaten verpflichten sich, einander auf 
Ersuchen nach den Bestimmungen dieses Vertrages 
Rechtshilfe in Verfahren wegen gerichtlich strafbarer 
Handlungen zu leisten. 

(2) Rechtshilfe zur Vollstreckung von gerichtlichen 
Strafen oder Maßregeln der Sicherung und Besserung 
wird nicht geleistet. 

Artikel 2 

Beiderseitige Strafbarkeit; 

politische und militärische strafbare Handlungen 

Rechtshilfe wird nicht gewährt, wenn die dem Ersuchen 
zugrunde liegende Handlung nach ihrer Art dem Recht 
des ersuchten Staates gemäß nicht strafbar ist oder wenn 
sie vom ersuchten Staat als eine politische oder als eine 
mit einer solchen in Zusammenhang stehende oder als 
eine rein militärische strafbare Handlung angesehen 
wird. 

Artikel 3 

Andere Ausnahmen von der Verpflichtung 
zur Rechtshilfe 

Rechtshilfe wird ferner nicht gewährt, wenn die Er- 
ledigung des Ersuchens nach Auffassung des ersuchten 
Staates geeignet ist, die Hoheitsrechle, die Sicherheit, 
die öffentliche Ordnung (ordre public) oder andere we- 
sentliche Interessen dieses Staates zu b‘=‘einträchtigen, 

Artikel 4 

Fiskalische strafbare Handlungen 

Inwieweit wegen Handlungen Rechtshilfe geleistet 
wird, die ausschließlich gegen Zoll-, Steuer-, Monopol- 
und Devisengesetze verstoßen, bleibt einer besonderen 
vertraglichen Regelung Vorbehalten. 


Artikel 5 

Rechtshilfeersuchen 

(1) Das Ersuchen um Rechtshilfe wird schriftlich ge- 
stellt; es wird von dem zuständigen Richter oder Staats- 
anwalt unterschrieben und mit dem amtlichen Siegel 
oder Stempel versehen. 

(2) Sofern in beigefügten Urkunden oder Schriftstücken 
nicht enthalten, werden in das Ersuchschreiben aufge- 
nommen 

1. eine kurze Darstellung der strafbaren Handlung 
mit Angabe von Ort und Zeit der Tat; 

2. möglichst genaue Angaben über die Person, 
gegen die sich das Verfahren richtet, ihre Staats- 
angehörigkeit und ihren Wohn- oder Aufent- 
haltsort; 

3. eine rechtliche Würdigung der strafbaren Hand- 
lung. 

(3) In einem Zustellungsersuchen wird auch die An- 
schrift des Empfängers und die Art des zuzustellenden 
Sdiriftstückes angegeben. 

(4) Einem Ersuchen um Durchsuchung von Personen 
oder Räumen oder um Besdilagnahme von Gegenstän- 
den wird eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift 
der richterlichen Anordnung beigefügt. 

Artikel 6 
Geschäftsweg 

Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, findet 
der Rechtshilfeverkehr unmittelbar von Justizbehörde zu 
Justizbehörde statt. Die Vermittlung durch das Bundes- 
ministerium der Justiz oder die Justizministerien der 
Länder (Landesjustizverwaltungen) der Bundesrepublik 
Deutschland einerseits und durch das Bundesministerium 
für Justiz der Republik Österreich andererseits wird da- 
durch nicht ausgeschlossen. 

Artikel 7 

Unzuständigkeit 

Ist die ersuchte Justizbehörde zur Erledigung des Er- 
suchens nicht zuständig, so leitet sie das Ersuchen an 
die zuständige Justizbehörde weiter und benachrichtigt 
davon die ersuchende Behörde. 

Artikel 8 

Anzuwendendes Recht 

Bei der Erledigung des Ersuchens wird das Recht des 
ersuchten Staates angewendet. Dem Verlangen des er- 
suchenden Staates, in bestimmter Weise zu verfahren, 
wird jedoch entsprochen, sofern das Recht des ersuchten 
Staates ein solches Verfahren nicht verbietet. 

Artikel 9 

Nichterledigung 

Wird die Rechtshilfe ganz oder teilweise nicht ge- 
währt oder stehen der Erledigung des Ersuchens Hinder- 
nisse entgegen, so wird die ersuchende Justizbehörde 
davon unter Angabe des Grundes benachrichtigt. 
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Artikel 10 
Zustellungsnachweis 

Die Zustellung wird nachgewiesen durch eine vom 
Empfänger datierte und unterschriebene Empfangsbestä- 
tigung oder durch eine Bescheinigung der ersuchten 
Justizbehörde über die Tatsache, die Art und die Zeit der 
Zustellung. 

Artikel 11 

Zeugen und Sachverständige 

(1) Soll eine Person, die sich in dem einen Staat auf- 
hält, von einer Justizbehörde des anderen Staates als 
Zeuge oder Sachverständiger vernommen werden, so 
wird ihr die von dieser Justizbehörde ausgehende Vor- 
ladung von der zuständigen Justizbehörde des ersuchten 
Staates zugestellt; kommt sie der Vorladung nicht nach, 
so dürfen die sonst für das Ausbleiben von Zeugen oder 
Sachverständigen gesetzlich vorgesehenen Folgen nicht 
öngeordnet werden. 

(2) In der Vorladung wird im einzelnen angegeben, 
inwieweit der Zeuge oder Sachverständige Anspruch auf 
Ersatz der Kosten der Reise und des Aufenthaltes, auf 
Entschädigung für die Zeitversäumnis und der Sachver- 
ständige außerdem auf Entlohnung für die Leistung hat. 
Auf Verlangen des Zeugen oder Sachverständigen wird 
ihm vom ersuchten Staat ein Vorschuß gewährt, der auf 
der Vorladung vermerkt und vom ersuchenden Staat 
erstattet wird. 

Artikel 12 

Freies Geleit für Zeugen und Sachverständige 

(1) Eine Person, die einer ihr im ersuchten Staat zu- 
gestellten Vorladung als Zeuge oder Sachverständiger 
vor eine Justizbehörde des ersuchenden Staates Folge 
leistet, darf in diesem wegen einer strafbaren Handlung, 
die sie vor dem Verlassen des ersuchten Staates began- 
gen hat, oder aus einem anderen vorher entstandenen 
Grund weder verfolgt, noch in Haft gehalten, noch einer 
anderen Beeinträchtigung ihrer persönlichen Freiheit 
unterworfen werden. 

(2) Das freie Geleit verliert seine Wirkung, wenn sich 
der Zeuge oder Sachverständige länger als fünfzehn 
Tage nach seiner Entlassung durch die Justizbehörde im 
ersuchenden Staat aufhält, obwohl er ihn verlassen 
konnte und durfte, oder wenn er nach Verlassen dieses 
Staates dahin zurückgekehrt ist. 

Artikel 13 

Überstellung verhafteter Personen 
zur Zeugenvernehmung 

(1) Ist die Person, die von einer Justizbehörde des 
ersuchenden Staates als Zeuge benötigt wird, im ersuch- 
ten Staat in gerichtlicher Flaft, so wird sic auf Vorladung 
mit ihrer Zustimmung dem ersuchenden Staat zur Ver- 
nehmung als Zeuge überstellt, sofern nicht zwingende 
Gründe entgegenstehen. Solche Gründe liegen insbeson- 
dere vor, wenn die ununterbrochene Anwesenheit dieser 
Person für ein Strafverfahren im ersuchten Staat erfor- 
derlich ist oder wenn ihre Haft durch die überstellung 
verlängert würde. 

(2) Der Zeuge wird im ersuchenden Staat in Haft ge- 
halten und nach der Vernehmung ungeachtet seiner 
Staatsangehörigkeit dem ersuchten Staat unverzüglich 
wieder überstellt. 

(3) Die Übermittlung des Ersuchens und der weitere 
Schriftverkehr finden zwischen dem Biindesministerium 
der Justiz oder den Justizministerien der Länder (Lan- 
desjustizverwaltungen) der Bundesrepublik Deutschland 
einerseits und dem Bundesministerium für Justiz der 
Republik Österreich andererseits statt. 


Artikel 14 

Freies Geleit für Beschuldigte 

(1) Eine Person, die einer ihr im ersuchten Staat zuge- 
stellten Vorladung als Beschuldigter (Angeklagter) vor 
eine Justizbehörde des ersuchenden Staates Folge leistet, 
darf in diesem wegen einer vor dem Verlassen des er- 
suchten Staates begangenen strafbaren Handlung, auf 
die sich die Vorladung nicht bezieht, oder aus einem 
anderen vorher entstandenen Grund weder verfolgt, 
noch in Haft gehalten, noch einer anderen Beeinträchti- 
gung ihrer persönlichen Freiheit unterworfen werden. 

(2) Das freie Geleit verliert seine Wirkung, wenn sich 
der Beschuldigte (Angeklagte) länger als fünfzehn Tage 
nach Beendigung der Verfahrenshandlung, auf die sich 
die Vorladung bezieht, oder nach Vollstreckung einer in 
diesem Verfahren über ihn verhängten Strafe oder Maß- 
regel der Sicherung und Besserung im ersuchenden Staat 
aufhält, obwohl er ihn verlassen konnte und durfte, 
oder wenn er nach Verlassen dieses Staates dahin zu- 
rückgekehrt ist. 

Artikel 15 

Übergabe von Gegenständen 

(1) Werden auf Grund eines Rechtshilfeersudiens Ge- 
genstände übergeben, so bleiben Rechte des ersuchten 
Staates oder dritter Personen an ihnen unberührt. Die 
Gegenstände werden so bald wie möglich zurückgegeben. 

(2) Gegenstände, die für ein Strafverfahen im ersuch- 
ten Staat benötigt werden, können für die Dauer dieses 
Verfahrens zurückbehalten werden. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten 
sinngemäß für die Übersendung von Akten und Schrift- 
stücken. 

Artikel 16 
Strafregisterauskünfte 

(1) Die Vertragstaaten erteilen einander auf Ersuchen 
für gerichtliche Strafverfahren Auskünfte aus dem Straf- 
register im gleichen Umfang wie den eigenen Justizbe- 
hörden. Diese Ersuchen werden von den Justiz- oder 
Polizeibehörden unmittelbar an die zuständige Strafre- 
gisterbehörde des crsuctiten Staates gerichtet. 

(2) Zu anderen Zwecken als für gerichtliche Strafver- 
fahren werden Auskünfte aus dem Strafrcgisler von der 
Bundesrepublik Deutschland insoweit erteilt, als die 
deutschen Rechts- oder Vcrwaltungsvorschriften es ge- 
statten, von der Republik Österreich insoweit, als sie 
jeder österreichischen Behörde erteilt werden dürfen. 
Die Erteilung von Auskünften über Angehörige des er- 
suchten Staates kann abgelchnt werden. In diesen Ange- 
legenheiten findet der Schriftverkehr zwischen dem Bun- 
desministerium der Justiz oder den Justizministerien der 
Länder (Landesjustizverwaltungcn) der Bundesrepublik 
Deutschland einerseits und dem Bundesministerium für 
Inneres der Republik Österreich andererseits statt. 

(3) In allen Ersuchen um Erteilung von Auskunft aus 
dem Strafregister wird der Zweck angegeben, für den 
die Auskunft benötigt wird. 

Artikel 17 

Austausch von Strafnachrichten 

(1) Die Vertragstaaten übermitteln einander jeweils 
vierteljährlich Abschriften aller neuen Eintragungen in 
das Strafregister des einen Staates, die auf Grund von 
gerichtlichen Erkenntnissen gegen Angehörige des an- 
deren Staates vorgenommen worden sind, Die Strafnach- 
richten werden zwischen dem Bundesrninistcrium der 
Justiz der Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes- 
ministerium für Inneres der Republik Österreich ausge- 
tauscht. 
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(2) Auf Ersuchen übermitteln die Vertragstaaten ein- 
ander im Einzelfall Abschriften strafgerichtlicher Erkennt- 
nisse. Der Schriftverkehr hierüber findet zwischen dem 
Bundesministerium der Justiz der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Bundesministerium für Justiz der Repu- 
blik Österreich statt. 

Artikel 18 

Übernahme der Strafverfolgung 

(1) Die Vertragstaaten lassen auf Ersuchen durch 
die zuständigen Behörden prüfen, ob nach ihrem Recht 
eine Person strafgerichtlich zu verfolgen ist, die sich in 
ihrem Gebiet befindet und im Gebiet des anderen Staates 
eine gerichtlich strafbare Handlung begangen hat. Die 
Strafverfolgung ist auch dann zulässig, wenn der Sach- 
verhalt im ersuchten Staat als Übertretung zu würdigen 
ist. Der Strafanspruch des ersuchenden Staates bleibt 
unberührt. 

(2) Dem Ersuchen werden eine Darstellung des Sach- 
verhaltes und die in Betracht kommenden Gegenstände 
und Unterlagen in Urschrift oder beglaubigter Abschrift 
beigefügt. Die Gegenstände und die urschriftlichen Unter- 
lagen werden dem ersuchenden Staat so bald wie mög- 
lich zurückgegeben, soweit er auf die Rückgabe nicht 
verzichtet. 

(3) Der ersuchte Staat benachrichtigt den ersuchenden 
Staat, ob ein Strafverfahren eingeleitet wird und wel- 
ches Ergebnis ein durchgeführtes Strafverfahren gehabt 
hat; er übermittelt dem ersuchenden Staat eine Ausfer- 
tigung oder beglaubigte Abschrift der verurteilenden 
oder freisprechenden Erkenntnisse. 

(4) Der Schriftverkehr in diesen Angelegenheiten findet 
zwischen dem Bundesministerium der Justiz oder den 
Justizministerien der Länder (Landesjustizverwaltungen) 
der Bundesrepublik Deutschland einerseits und dem 
Bundesministeriuni für Justiz der Republik Österreich 
andererseits statt. 


Artikel 19 

Kosten 

Die Vertragstaaten verzichten auf Ersatz der ihnen in 
Zusammenhang mit der Anwendung dieses Vertrages in 
ihrem Gebiet erwachsenen Kosten. Auslagen, die infolge 
eines Ersuchens um Durchführung eines Sachverständi- 
genbeweises oder um Überstellung einer im ersuchten 
Staat in Haft befindlichen Person entstanden sind, wer- 
den jedoch von dem ersuchenden Staat ersetzt. Die Ver- 
pflichtung, einen nach Artikel 11 Absatz 2 gewährten 
Vorschuß zu erstatten, bleibt unberührt. 

Artikel 20 

Erweiterter Anwendungsbereich 

Dieser Vertrag wird auch angewendet 

1. in Gnadensachen; 

2. in gerichtlich anhängigen Verfahren wegen Zuwider- 
handlungen, die nach deutschem Recht Ordnungs- 
widrigkeiten sind; 

3. in Verfahren über die Verpflichtung zur Entschädi- 
gung für unschuldig erlittene Haft oder ungerecht- 
fertigte Verurteilung. 

Artikel 21 

Schlußbestimmungen 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung; die Rati- 
fikationsurkunden werden so bald wie möglich in Wien 
ausgetauscht. 

(2) Der Vertrag tritt dreißig Tage nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Mit dem Inkrafttreten des Vertrages erlöschen alle 
früheren Vereinbarungen über einen Gegenstand dieses 
Vertrages. 

(4) Der Vertrag tritt ein Jahr nach der Kündigung 
durch einen der beiden Vertragstaaten außer Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmäclitigten diesen Vertrag unterschrieben und mit 
iliren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 22. September 1958 in zwei 
Urschriften. 


Für 

die Bundesrepublik Deutschland: 

A. H. van S c h e r p e n b e r g 


Fritz Schäffer 


Schöner 


Für 

die Republik Österreich: 


T s c h a d e k 
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Notenwechsel 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

Bonn, den 22. September 1958 

Herr Botschafter! 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über die Rechtshilfe in Strafsachen beehre 
ich mich, Ihnen im Namen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland folgendes mitzuteilen; 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
in Übereinstimmung mit dem Senat von Berlin den 
Wunsch, das Land Berlin in den Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die Rechtshilfe in Strafsachen einzubeziehen. 
Sie schlägt daher der Regierung der Republik Öster- 
reich den Abschluß folgender Vereinbarung vor: 

„Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt.“ 

Falls die österreichische Regierung mit dem Vorstehen- 
den einverstanden ist, darf ich vorschlagen, daß diese 
Note und Ihre Antwort die förmliche Bestätigung der 
zwischen unseren beiden Regierungen getroffenen Verein- 
barung darstellt, die einen wesentlichen Bestandteil des 
heute unterzoichneten Vertrages über die Auslieferung 
bildet. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck mei- 
ner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Dr. van Scherpenberg 


Seiner Exzellenz 
dem Botschafter der 
Republik Österreich 
Herrn D. Dr. Josef Schöner 
Bonn 


Der Botschafter 
der Republik Österreich 

Bonn, den 22. September 1958 

Herr Staatssekretär! 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Vertrages 
zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Rechtshilfe in Strafsachen haben 
Sie mir im Namen der deutschen Bundesregierung fol- 
gendes mitgeteilt: 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
in Übereinstimmung mit dem Senat von Berlin den 
Wunsch, das Land Berlin in den Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die Rechtshilfe in Strafsachen einzubeziehen. 
Sie schlägt daher der Regierung der Republik Öster- 
reich den Abschluß folgender Vereinbarung vor: 

„Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt.“ 

Ich beehre mich. Ihnen bekanntzugeben, daß dieser 
Vorschlag die Billigung der Regierung der Republik 
Österreich findet. Ihre heutige Note und meine Antwort- 
note sind somit Bestandteil des Vertrages. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, die Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 


Schöner 


Seiner Exzellenz 
dem Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes 

Herrn Dr. Albert Hilger van Scherpenberg 
Bonn 
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Begründung 

zu dem Vertrag vom 22. September 1958 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über die Auslieferung 


Vorbemerkung 

Der Auslieferungsverkehr zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich voll- 
zieht sich zur Zeit nach der Vereinbarung der 
Deutschen Regierung und der österreichischen Re- 
gierung zur vorläufigen Regelung des Rechtshilfe- 
verkehrs in Strafsachen vom 5. Juli/1. August 1930 
(RGBl. 1930 II S. 1211). Gegen diese Vereinbarung 
wurden in den vergangenen Jahren verfassungs- 
rechtliche Bedenken geäußert. Daher beschlossen 
die Bundesregierung und die Regierung der Repu- 
blik Österreich, den Auslieferungsverkehr vertrag- 
lich zu regeln. Mitbestimmend für diesen Beschluß 
war die Tatsache, daß der umfangreiche deutsch- 
österreichische Auslieferungsverkehr (Auslieferun- 
gen aus Deutschland nach Österreich durchschnitt- 
lich 60 V. H. aller Auslieferungen an das Ausland 
und Auslieferungen aus Österreich nach Deutsch- 
land über 30 v. H. aller Einlieferungen) zahlreiche 
Zweifelsfragen mit sich brachte, die eine vertrag- 
liche Regelung erforderten. 

Der Abschluß eines deutsch-österreichischen Aus- 
lieferungsvertrages wird trotz des Europäisdien 
Auslieferungsübereinkommens, das im 13. Dezem- 
ber 1957 sowohl von der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland als auch von der Regierung 
der Republik Österreich unterzeichnet worden ist, 
für notwendig erachtet. Zwar sieht Artikel 28 Abs. 1 
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
vor, daß die zweiseitigen Auslieferungsverträge 
zv/ischen den Vertragspartnern außer Kraft treten. 
Artikel 28 Abs. 2 läßt aber zweiseitige Vereinba- 
rungen zu, die das Europäische Übereinkommen 
ergänzen oder die Anwendung der darin enthalte- 
nen Grundsätze erleichtern. Diese Voraussetzungen 
treffen für einen Teil der Bestimmungen im deutsch- 
österreichischen Auslieferungsvertrag zu. Hinzu 
kommt, daß insbesondere die österreichische Regie- 
rung beabsichtigt, mehrere Vorbehalte zu einzelnen 
Artikeln des Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommens zu machen. Danach steht nicht fest, in 
welchem Umfang dieses Übereinkommen im Ver- 
hältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Österreich wirksam werden wird. Vor allem 
läßt sich nicht übersehen, wann dies geschehen 
wird. Mit Rücksicht auf die vorerwähnten verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken gegen die bisherige 
deutsch-österreichische Vereinbarung ist die Schaf- 
fung einer vertraglichen Auslieferungsgrundlage 
aber dringlich. 

Soweit möglich, lehnt sich der deutsch-österreichische 
Auslieferungsvertrag vom 22. September 1958 an 
das Europäische Ausliefeningsübereinkornmen an. 


Zu Artikel 1 (Verpflichtung zur Auslieferung) 

In diesem Artikel ist im grundsätzlichen die gegen- 
seitige Verpflichtung beider Staaten zur Ausliefe- 
rung festgelegt worden. Der Inhalt entspricht dem 
Artikel 1 des Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommens. Der Wortlaut weicht jedoch insoweit von 
dem Europäischen Übereinkommen ab, als in diesem 
von der Verfolgung durch „die Justizbehörden des 
ersuchenden Staates wegen einer strafbaren Hand- 
lung" gesprochen wird, während im deutsch-öster- 
reichischen Vertrag nur von der Verfolgung „wegen 
einer gerichtlich strafbaren Handlung" die Rede ist. 
Diese Formulierung trägt der verschiedentlich ge- 
äußerten Ansicht Rechnung, daß die Gerichte eigent- 
lich keine Justizbehörden seien, sondern selbstän- 
dig neben diesen aufgeführt werden müßten. Ent- 
scheidend für die Auslieferung zum Zwecke der 
Strafverfolgung ist, daß die Tat gerichtlich strafbar ist. 

Was unter Maßregel der Sicherung und Besserung 
zu verstehen ist, ergibt sich aus Artikel 28 Nr. 1. 
Hiernach fallen unter diesen Begriff nur die Frei- 
heitsentziehungen, die durch Urteil eines Strafge- 
richts neben oder an Stelle einer Strafe angeordnet 
werden. Hierzu gehören nach deutschem Recht die 
Sicherungsverwahrung (§42e StGB), die Unterbrin- 
gung in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entzie- 
hungsanstalt (§42c StGB) oder in einem Arbeits- 
haus (§42d StGB) sowie die Unterbringung eines 
vermindert Zurechnungsfähigen in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt (§ 42b StGB). Die Unterbringung eines 
Unzurechnungsfähigen in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt nach § 42b StGB ist keine Maßregel der 
Sicherung und Besserung nach diesem Vertrag, da 
sie weder neben noch an Stelle einer Strafe tritt. 
Die Begriffsbestimmung des Artikels 28 Nr. 1 um- 
faßt nur die Freiheitsentziehungen gegen schuld- 
fähige Rechtsbrecher. Ferner sind Erziehungsmaß- 
regeln gegen Jugendliche, auch die neben einer 
Jugendstrafe angeordnete Fürsorgeerziehung, keine 
Maßregeln der Sicherung und Besserung (vgl. § 7 
JGG). 

In welchem Umfang die Auslieferungsverpflichtung 
begrenzt ist, ergibt sich aus den nachfolgenden Be- 
stimmungen. 

Zu Artikel 2 (Auslieferungsfähigkeit) 

Der Vertrag geht hinsichtlich der Auslieferungs- 
fähigkeit von der Eliminationsmethode aus, wonach 
grundsätzlich alle Delikte auslieferungsfähig sind, 
sofern nicht ausdrücklich Ausnahmen vorgesehen 
sind. Nach Artikel 2 wird die Auslieferungsfähig- 
keit ohne Rücksicht auf die Einordnung der Tat als 
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Verbrechen oder Vergehen durch die Höhe der an- 
gedrohten Strafe bestimmt. In Übereinstimmung mit 
Artikel 2 Abs. 1 des Europäischen Auslieferungs- 
übereinkommens ist jedes Delikt auslieferungsfähig, 
das nach dem Recht beider Staaten im Höchstmaß 
mit einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
oder mit einer schwereren Strafe bedroht ist. 

Die Auslieferung zur Strafvollstreckung (Absatz 2) 
hängt einmal davon ab, daß eine dem Urteil zu- 
grunde liegende Tat den Anforderungen hinsichtlich 
der Höhe der Strafandrohung entspricht und außer- 
dem die noch zu vollstreckende Freiheitsstrafe oder 
Maßregel der Sicherung und Besserung mindestens 
drei Monate beträgt. Ist eine Gesamtfreiheitsstrafe 
von drei Monaten oder mehr zu vollstrecken, so 
genügt es für eine Auslieferung, daß eine der Straf- 
taten, deretwegen eine Gesamtstrafe ausgesprochen 
worden ist, nach Artikel 2 Abs. 1 des Vertrages 
selbständig auslieferungsfähig ist, während dies für 
die anderen Straftaten nicht der Fall zu sein braucht. 
Diese Regelung liegt einmal in gewisser Beziehung 
im Interesse eines Ausgelieferten, der seine Strafe 
ohne Unterbrechung verbüßen kann, zum anderen 
im Interesse der Justizbehörden, die nicht mehr 
verpflichtet sind, ein wegen mehrerer, teils auslie- 
ferungsfähiger, teils nicht auslieferungsfähiger Straf- 
taten ergangenes Urteil oder einen Gesamtstrafen- 
beschluß nachträglich abzuändern. Eine solche 
Abänderung bereitet besonders in Österreich 
Schwierigkeiten, weil nach österreichischem Recht 
bei Tatmehrheit keine Einzelstrafen für jedes Delikt 
festgesetzt werden, sondern nur auf eine, alle Straf- 
taten umfassende Strafe erkannt wird (§§ 34, 35, 267 
österr. StG). 

Die Fassung des Artikels 2 Abs. 2 weicht von dem 
Wortlaut der entsprechenden Bestimmung in dem 
Europäischen Auslieferungsübereinkommen (Arti- 
kel 2 Abs. 1 Satz 2) bewußt ab. In dem vorliegen- 
den Vertrag wird klar gesagt, daß es bei der Straf- 
dauer auf die noch zu vollstreckende und nicht auf 
die erkannte Freiheitsentziehung ankommt. Zudem 
ist in Anbetracht der unmittelbaren Nachbarschaft 
und der engen Verbindung zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Österreich sowie der da- 
mit verbundenen schnellen Erledigung von Aus- 
lieferungsersuchen die Mindeststrafdauer, die im 
Europäischen Übereinkommen vier Monate beträgt, 
auf drei Monate herabgesetzt worden. 

Artikel 2 Abs. 3 betrifft die sogenannte akzesso- 
rische Auslieferung. Eine Bestimmung hierüber ist 
erstmalig, allerdings in einem weiteren Umfang, 
unter Artikel 2 Abs. 2 als Kann-Vorschrift in das 
Europäische Auslieferungsübereinkommen aufge- 
nommen worden. Hat ein Verfolgter mehrere Straf- 
taten begangen oder noch mehrere Strafen zu ver- 
büßen, dann kann nach diesem Übereinkommen 
eine Auslieferung zur Strafverfolgung bzw. Straf- 
vollstreckung auch in den Fällen bewilligt werden, 
in denen die Voraussetzungen der Höhe der ange- 
drohten oder der erkannten Strafe nicht erfüllt sind, 
vorausgesetzt, daß wenigstens eine Straftat im 
Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von mindestens 
1 Jahr bedroht ist. Abweichend von dieser im Euro- 
päischen Auslieferungsübereinkommen getroffenen 
Regelung wird in Artikel 2 Abs. 3 des deutsch- 


österreichischen Auslieferungsvertrages — auf öster- 
reichischen Wunsch — nur die akzessorische Ausliefe- 
rung zur Strafvollstreckung zugelassen Allerdings 
handelt es sich nach dieser Bestimmung nicht um 
eine Berechtigung, sondern um eine Verpflichtung. 
Somit kann und muß z. B. ein Verfolgter, der zur 
Strafverfolgung wegen Diebstahls ausgeliefert wer- 
den soll, auch zur Vollstreckung einer Freiheitsstrafe 
von zwei Monaten ausgeliefert werden, wenn die 
Auslieferung zur Strafverfolgung wegen des Dieb- 
stahls erfolgt. Es ist hierbei auch ohne Bedeutung, 
ob die Freiheitsstrafe von zwei Monaten wegen 
eines Deliktes verhängt worden ist, das im Höchst- 
maß mit einer geringeren Freiheitsstrafe als 1 Jahr 
bedroht ist. Sogar zur Vollstreckung einer wegen 
einer Übertretung erkannten Haftstrafe könnte ak- 
zessorisch ausgeliefert werden. 

Zu Artikel 3 (Politische strafbare Handlungen) 

Dieser Artikel schließt die Auslieferung wegen po- 
litischer Straftaten aus. Die Fassung ist weitgehend 
dem Artikel 3 des Europäischen Auslieferungsüber- 
einkommens angepaßt worden. Nur ist die Aus- 
nahmebestimmung hinsichtlich der Attentate auf das 
Staatsoberhaupt nicht in einem besonderen Absatz 
aufgeführt, sondern als Satz 2 in den Abs. 1 über- 
nommen worden, da er unmittelbar mit der Bestim- 
mung des Satzes 1 in Verbindung steht. Im Gegen- 
satz zu der Europäischen Auslieferungskonvention 
erfaßt die Attentatsklausel nicht Angriffe auf Mit- 
glieder der Familie des Staatsoberhauptes, jedoch 
Angriffe auf Mitglieder der beiden Bundesregie- 
rungen. Beide Regierungen gingen davon aus, daß 
die besondere Hervorhebung der Familienmitglieder 
in erster Linie dadurch bedingt ist, daß die Mehr- 
zahl der Europaratsstaaten Monarchien sind. 

Eine Ausdehnung der Attentatsklausel auf die Mit- 
glieder der Landesregierungen war nicht möglich, 
da es der österreichischen Regierung nicht tragbar 
erschien, auch die Mitglieder der österreichischen 
Landesregierungen in diese Bestimmung einzube- 
ziehen. 

Die in Absatz 2 enthaltenen Bestimmungen, die 
eine auszuliefernde Person gegen politische Verfol- 
gung unter dem Vorwand des Vorwurfs einer kri- 
minellen Straftat oder gegen eine übermäßig harte, 
aus politischen Gründen erfolgende Aburteilung 
schützen, sind aus Artikel 3 Abs. 2 des Europäi- 
schen Auslieferungsübereinkommens übernommen 
worden. Beide Regierungen sind zwar davon aus- 
gegangen, daß im Verhältnis der beiden Staaten 
untereinander Artikel 3 Abs. 2 des Auslieferungs- 
vertrages wohl niemals zur Anwendung gelangen 
wird. 

Zu Artikel 4 (Militärische strafbare Handlungen) 

Im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Österreich findet eine Auslieferung wegen 
rein militärischer Straftaten nicht statt. Handelt es 
sich jedoch um strafbare Handlungen, die auch in 
dem allgemeinen Strafgesetzbuch als strafbare 
Handlungen aufgeführt sind (z. B. Kameradendieb- 
stahl), dann ist eine Auslieferung zur Strafverfol- 
gung oder Strafvollstreckung wegen Diebstahls 
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möglich. Zu den rein militärischen Straftaten, die 
nicht auslieferungsfähig sind, gehören vor allem die 
Fahnenflucht und der Ungehorsam gegen Vorge- 
setzte. 

Zu Artikel 5 (Fiskalische strafbare Handlungen) 

Zunächst war auf österreichischen Wunsch hin vor- 
gesehen, fiskalische Straftaten von der Möglichkeit 
einer Auslieferung auszuschließen. Die beiden Re- 
gierungen sind sich aber darüber einig geworden, 
daß ein absolutes Verbot der Auslieferung wegen 
fiskalischer Straftaten zu kriminalpolitisch uner- 
wünschten Ergebnissen führen könnte. Da aber die 
österreichischen Reformarbeiten über die Finanz- 
strafgerichtsbarkeit noch nicht abgeschlossen waren, 
konnte sich die österreichische Regierung noch nicht 
entschließen, bereits in diesem Vertrage die Aus- 
lieferung wegen fiskalischer Straftaten zu regeln. 
Diese Frage soll nach Abschluß der österreichischen 
Reformarbeiten von beiden Regierungen erneut 
überprüft werden. 

Zu Artikel 6 (Eigene Staatsangehörige) 

Wer „Angehöriger des ersuchten Staates" ist, wird 
durch Artikel 28 Nr. 2 bestimmt. 

Die Regierungen haben es nicht für notwendig be- 
funden, den für die Beurteilung der Staatsangehö- 
rigkeit maßgeblichen Zeitpunkt ausdrücklich im 
Vertrag festzulegcn, da es sowohl in Deutschland 
als auch in Österreich auf den Zeitpunkt der Über- 
gabe ankommt. Einer besonderen Regelung der 
Übernahme der Strafverfolgung eigener Staatsange- 
höriger, die nicht ausgeliefert werden können, be- 
durfte es nicht, da die Übernahme der Strafverfol- 
gung in Artikel 18 des deutsch-österreichischen 
Rechtshilfevertrages vom 22. September 1958 gere- 
gelt worden ist. 

Zu Artikel 7 (Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates) 

Diese Vorschrift regelt den Fall, daß beide beteilig- 
ten Staaten ein Strafverfahren gegen den Verfolg- 
ten wegen derselben Straftat durchführen können. 
In Übereinstimmung mit dem in den Strafprozeßord- 
nungen beider Staaten verankerten Legalitätsprin- 
zip soll eine Auslieferung grundsätzlich nicht zu- 
lässig sein, wenn der ersuchte Staat einen eigenen 
Strafanspruch hat. 

Hiervon werden in Satz 2 zwei Ausnahmen vorge- 
sehen. Eine Auslieferung wird danach zunächst be- 
willigt, wenn der Strafanspruch des ersuchten 
Staates nur subsidiären Charakter hat, d. h. wenn 
der ersuchte Staat den Beschuldigten nur auf Grund 
stellvertretender Gerichtsbarkeit strafrechtlich ver- 
folgt. Die in dem Vertrag erfolgte Regelung ent- 
spricht der österreichischen Rechtslage. Nach § 40 
des österreichischen Strafgesetzes wird in Österreich 
ein Strafverfahren gegen einen Ausländer einge- 
leitet, wenn die Frist zur Stellung eines Ausliefe- 
rungsersuchens abgelaufen ist. Das hiernach ein- 
geleitete österreichische Strafverfahren hindert aber 
eine Auslieferung nicht, wenn das Auslieferungs- 
ersuchen nach Ablauf der von der österreichischen 
Regierung gestellten Frist eintrifft. Nr. 1 erfaßt auch 


die Fälle, in denen der ersuchte Staat nur auf Grund 
des Weltrechtsprinzips zur Strafverfolgung berech- 
tigt ist. 

Nach Nr. 2 von Artikel 7 hat der ersuchte Staat die 
Auslieferung zu bev/illigen, wenn die Aufklärung 
des Sachverhalts im ersuchenden Staat erheblich 
leichter erfolgen kann als im ersuchten Staat. Wenn 
z. B. ein deutscher Staatsangehöriger, der mit einer 
deutschen Reisegesellschaft nach Österreich fährt und 
dort einen anderen zur Reisegesellschaft gehörenden 
deutschen Staatsangehörigen bestiehlt, dann soll 
aus kriminalpolitischen Gründen die Strafverfol- 
gung von den deutschen Behörden durchgeführt 
werden und nicht von den österreichischen, weil 
voraussichtlich die meisten Zeugen in Deutschland 
wohnhaft sein werden. In einem solchen Fall hat 
Österreich auch kein Interesse an der Durchführung 
der Strafverfolgung, die den österreichischen Justiz- 
behörden nur erhebliche Kosten verursachen würde, 
zumal wenn die Zeugen aus Deutschland nach Öster- 
reich kommen müßten. Eine Auslieferung kommt 
jedoch nur in Betracht, solange der Strafanspruch 
des ersuchten Staates noch nicht erloschen ist. Als 
weitere Voraussetzung für die Auslieferungsver- 
pflichtung wird gefordert, daß es sich bei dem Aus- 
zuliefernden um einen Angehörigen des ersuchen- 
den Staates handelt, da in der Regel nur dann das 
Interesse des ersuchenden Staates an einer eigenen 
Strafverfolgung das Interesse des ersuchten Staates 
erheblich überwiegt. Mit der Auslieferung verzich- 
tet der ersuchte Staat jedoch nicht auf seinen eige- 
nen Strafanspruch. Er bleibt berechtigt, erneut über 
die der Auslieferung zugrunde liegende Tat zu ent- 
scheiden, wenn der Ausgeliefertc später wieder in 
den Bereich des ersuchten Staates kommt. 

Zu Artikel 8 (Amnestie) 

Nach § 4 Nr. 2 DAG ist eine Auslieferung unzu- 
lässig, wenn in Deutschland ein Straffreiheitsgesetz 
erlassen worden ist, das bei sinngemäßer Umstel- 
lung des Sachverhalts der im Ausland begangenen 
Tat diese erfassen würde. Den beiden vertragschlie- 
ßenden Regierungen erschien es nicht gerechtfertigt 
zu sein, daß eine Amnestie im ersuchten Staat jede 
Auslieferungsmöglichkeit unterbindet. Eine Am- 
nestie wird zumeist aus nationalen Gründen er- 
lassen. Sie kann sich zudem — abgesehen von den 
in § 4 Abs. 2 und 3 StGB aufgeführten Fällen — aus 
hoheitsrechtlichen Gründen niemals auf eine von 
Ausländern im Ausland begangene Straftat bezie- 
hen. Auch eine mittelbare Auswirkung eines natio- 
nalen Straffreiheitsgesetzes auf die Auslandstat 
eines Ausländers sollte ausgeschlossen sein. Daher 
besagt Artikel 8, daß eine Amnestie nur dann einer 
Auslieferung entgegensteht, wenn die dem Auslie- 
ferungsersuchen zugrunde liegende strafbare Hand- 
lung auch von dem ersuchten Staat nach seinem 
eigenen Recht hätte verfolgt werden können. Das 
bedeutet, daß nur im Falle der konkurrierenden Ge- 
richtsbarkeit beider Staaten eine Amnestie der Aus- 
lieferung entgegensteht. Artikel 8 ändert insoweit 
§ 4 Nr. 2 DAG ab. 

Das Europäische Auslieferungsübereinkommen ent- 
hält eine entsprechende Bestimmung nicht, da nach 
Auffassung der meisten an dem Entwurf des Uber- 
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einkommens beteiligten Regierungen auch bei kon- 
kurrierender Gerichtsbarkeit eine Amnestie die 
Ablehnung eines Auslieferungsersuchens nicht 
rechtfertigt. 

Zu Artikel 9 (Verjährung) 

Entsprechend der internationalen Übung bildet die 
Verjährung einer Straftat, sei es nach dem Rechte 
des ersuchenden oder des ersuchten Staates, stets 
ein Auslieferungshindernis, 

Zu Artikel 10 (Antrag oder Ermächtigung 
zur Strafverfolgung) 

Beide vertragschließenden Regierungen halten es 
für erforderlich, die Frage der Zulässigkeit einer 
Auslieferung in den Fällen ausdrücklich zu regeln, 
in denen die Straftat nach dem Recht des ersuchten 
Staates nur auf Strafantrag oder Ermächtigung ver- 
folgt werden kann. Sie sind der Ansicht, daß es für 
die Auslieferungsfähigkeit einer strafbaren Hand- 
lung nicht darauf ankommt, ob ein nach dem Recht 
des ersuchten Staates notwendiger Strafantrag ge- 
stellt worden ist oder nicht. Das Vorhandensein 
eines Strafantrags wird dementsprechend im 
deutsch-österreichischen Auslieferungsverkehr nicht 
nachgeprüft. 

Aber auch wenn das Auslieferungsdelikt nach dem 
Recht des ersuchenden Staates nur auf Antrag ver- 
folgt werden kann, bedarf es der Vorlage des 
Strafantrages nicht. Die Dienststellen beider Staaten 
haben zueinander so viel Vertrauen, daß sie davon 
ausgehen können, daß eine Auslieferung wegen 
eines Antragsdelikts nicht begehrt werden wird, 
wenn der zur Strafverfolgung notwendige Antrag 
nicht gestellt worden ist. 

Zu Artikel 11 (Todesstrafe) 

Die Todesstrafe ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in vollem Umfange, in Österreich in Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichten abgeschafft. Nur im 
österreichischen Standgerichtsverfahren ist die Ver- 
hängung einer Todesstrafe theoretisch möglich. 
Dennoch erschien es erforderlich, die Auslieferung 
wegen Straftaten, die mit dem Tode bestraft wer- 
den können, ausdrücklich zu regeln, weil nicht ab- 
zusehen ist, ob nicht später in dem einen oder 
anderen Staat die Todesstrafe wieder eingeführt 
werden wird. Im Gegensatz zu Artikel 1 1 des 
Europäischen Auslieferungsübereinkommens, wo- 
nach es für die Auslieferungsmöglichkeit in ent- 
sprechenden Fällen darauf ankommt, ob der 
ersuchende Staat eine als ausreichend erachtete 
Zusicherung abgibt, daß die Todesstrafe nicht voll- 
streckt wird, ist in Artikel 11 des deutsch-öster- 
reichischen Auslieferungsvertrages die Bedingung 
für den ersuchenden Staat aufgenommen worden, 
daß die verwirkte oder verhängte Todesstrafe in 
eine Freiheitsstrafe umgewandelt werden muß. Um 
Schwierigkeiten, die in einem Gnadenverfahren auf- 
tauchen könnten, zu vermeiden, wird in Artikel 11 
bindend für das Gericht festgelegt, daß es schon im 
Urteilsausspruch nicht auf eine Todesstrafe, sondern 
nur auf eine lebenslange Freiheitsstrafe erkennen 
darf. Es bedarf also in einschlägigen Fällen keiner 
Giiadenentscheidung mehr. 


Zu Artikel 12 (Ausnahmegerichte) 

Diese Bestimmung ist mit Rücksicht darauf aufge- 
nommen worden, daß es in Österreich Standgerichte 
gibt, die — im Sinne des österreichischen Sprach- 
gebrauchs — den Charakter von Ausnahme- 
gerichten haben. Diese auf Gesetz beruhenden Ge- 
richte entscheiden summarisch in erster und letzter 
Instanz. Absatz 1 von Artikel 12 besagt, daß eine 
ausgelieferte Person nicht vor ein solches Aus- 
nahmegericht gestellt werden darf. Ist jedoch der 
Verfolgte bereits durch ein Ausnahmegericht rechts- 
kräftig verurteilt worden, dann wird eine Aus- 
lieferung zum Zwecke der Strafvollstreckung nur 
dann nicht bewilligt, wenn gegen die Entscheidung 
des Ausnahmegerichts vom rechtsstaatlichen Stand- 
punkt aus ernstliche Bedenken bestehen. 

Es war erwogen worden, in den Vertrag eine Be- 
griffsbestimmung der Ausnahmegerichte aufzuneh- 
men. Es stellte sich jedoch heraus, daß eine nach 
dem Recht beider Staaten zutreffende Begriffsbe- 
stimmung nicht möglich ist. Im Gegensatz zu der 
vorerwähnten österreichischen Auffassung sind 
nach deutschem Recht Ausnahmegerichte diejeni- 
gen Gerichte, die in Abweichung von der gesetz- 
lichen Zuständigkeit besonders gebildet und zur 
Entscheidung einzelner konkreter oder individuell 
bestimmter Fälle berufen sind (BVerfGE 3, 223). Es 
bleibt nunmehr dem ersuchten Staat überlassen, 
welche Gerichte es als Ausnahmegerichte im Sinne 
dieser Bestimmung ansehen wird. 

Zu Artikel 13 {Geschäftsweg) 

Entsprechend der bisherigen Regelung findet der 
Auslieferungsverkehr von Justizministerium zu 
Justizministerium statt. Er wird in der Bundesrepu- 
blik Deutschland hauptsächlich von den Landes- 
justizverwaltuiigen durchgeführt. Der diplomatische 
Weg für besonders gelagerte Fälle wird durch diese 
Regelung nicht ausgeschlossen. 

Zu Artikel 14 (Unterlagen des 
Auslieferungsersuchens) 

Wie im internationalen Auslieferiingsverkehr üb- 
lich, muß dem Auslieferungsersuchen entweder 
ein Haftbefehl oder eine Ausfertigung eines voll- 
streckbaren Strafurteils beigefügt werden. Absatz 1 
von Artikel 14 spricht nicht von einem rechtskräfti- 
gen Urteil. Nach österreichischem Recht ist es mög- 
lich, z. B. in einer Hauptverhandlung gegen einen 
meineidigen Zeugen ein Urteil zu erlassen, das 
zwar nicht rechtskräftig, aber vollstreckbar ist. 
Auch auf Grund eines solchen Urteils kann die Aus- 
lieferung beantragt und bewilligt werden. Um alle 
Zweifel gegen die Zulässigkeit der Auslieferung 
auf Grund eines vollstreckbaren, aber nicht rechts- 
kräftigen Urteils auszusdiließen, sind in Absatz 1 
hinter dem Wort „HaftbefehF' noch die Worte 
„oder eine Urkunde gleicher Wirksamkeit" aufge- 
nommen worden. Wenn das nicht rechtskräftige, 
vollstreckbare Urteil deutscherseits nicht als Urteil 
anerkannt werden sollte, so steht es doch zumindest 
einem Haftbefehl gleich. 

Um die Nachprüfung, ob eine Auslieferung zu- 
lässig ist, sicherzustellen, müssen aus den Unter- 
lagen der Sachverhalt, Ort und Zeit der Tat, die 
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Personalien und die rechtliche Würdigung der Tat 
ersichtlich sein. Ferner müssen die in Betracht kom- 
menden gesetzlichen Bestimmungen im Wortlaut 
wiedergegeben werden. 

Zu Artikel 15 (Ergänzende Unterlagen) 

Es entspricht einem internationalen Brauch, in den 
Fällen, in denen aus irgendwelchen Gründen die 
Unterlagen nicht ausreichend sind, um über das 
Auslieferungsersuchen zu entscheiden, dem er- 
suchenden Staat Gelegenheit zu geben, seine Unter- 
lagen zu ergänzen. Im Interesse eines Verfolgten, 
der sich in Auslieferungshaft befindet, kann der 
ersuchte Staat dem ersuchenden Staat eine Frist zur 
Beibringung der Ergänzungsunterlagen stellen. 

Zu Artikel 16 (Spezialität) 

Das Verbot, den Ausgelieferten wegen einer ande- 
ren, vor der Übergabe begangenen Handlung als 
derjenigen, die der Auslieferung zugrunde liegt, 
strafrechtlich zu verfolgen, ist ein völkerrechtlicher 
Grundsatz. Der Ausgelieferte darf nur abgeurteilt 
werden wegen der Tat, die in dem Auslieferungs- 
ersuchen erwähnt und deretwegen die Auslieferung 
bewilligt worden ist. Durch den Zusatz, daß die 
ausgelieferte Person auch einer sonstigen „Beein- 
trächtigung ihrer persönlichen Freiheit" nicht unter- 
v/orfen werden darf, soll die Wahrung der 
Spezialität insbesondere durch die Verwaltungs- 
behörden gewährleistet und diesen zusätzlich die 
Pflicht auferlegt werden, gegen vertragswidriges 
Verhalten einer Amtsperson (z. B. eines Polizei- 
beamten) einzuschreiten. 

Der Spezialitätsgrundsatz greift nicht Platz hinsicht- 
lich Maßnahmen zur Vorbereitung und Durchfüh- 
rung einer Ausweisung, der Beschaffung von Unter- 
lagen für den Antrag um nachträgliche Zustimmung 
zur Strafverfolgung sowie hinsichtlich der Unter- 
brechung der Verjährung, Diese Ausnahmen be- 
rechtigen aber die Behörden des ersuchenden 
Staates nicht dazu, den Ausgelieferten aus den vor- 
genannten Gründen in seiner persönlichen Freiheit 
zu beschränken. Eine solche Freiheitsbeschränkung 
ist nur zulässig, wenn die ausgelieferte Person 
vernommen werden soll, aber nicht freiwillig zur 
Vernehmung erscheint. Dann kann sie, wenn die 
innerstaatlichen Voraussetzungen vorliegen, zur 
Vernehmung vorgeführt werden, ohne daß hier- 
durch der Vertrag verletzt wird. 

Will der ersuchende Staat gegen einen Ausgeliefer- 
ten wegen anderer Straftaten als derjenigen, deret- 
wegen er ausgeliefert worden ist, eine Strafverfol- 
gung durchführen, so muß er die Zustimmung des 
ausliefernden Staates einholen. Dieser muß die Zu- 
stimmung erteilen, wenn wegen der betreffenden 
Straftat eine Auslieferimgsverpflichtung bestanden 
hätte. 

Der dem Verfolgten durch die Spezialität einge- 
räumte Schutz endet mit Ablauf von 30 Tagen nach 
seiner endgültigen Freilassung, vorausgesetzt, daß 
er in dieser Zeit die Möglichkeit gehabt hat, den 
Staat, in dem er abgeurteilt worden ist, zu ver- 
lassen. Auf den Spezialitätsgrundsatz kann sich der 
Ausgelieferte ebenfalls nicht mehr berufen, wenn er 


nach seiner endgültigen Freilassung das Land ver- 
lassen hat, aber später freiwillig wieder zurück- 
gekehrt ist. 

In der Praxis hat es des öfteren Schwierigkeiten 
gegeben hinsichtlich des Zeitpunkts, zu dem der 
Ausgelieferte freigelassen worden ist. Aus diesem 
Grunde besagt Satz 2 in Absatz 4, daß eine bedingte 
Freilassung einer endgültigen Freilassung gleich- 
steht. Aber auch hier läuft die Schutzfrist von 30 
Tagen erst, wenn die ausgelieferte Person die 
Möglichkeit erlangt hat, das Land zu verlassen. 

Der Spezialitätsgrundsatz hindert nach internatio- 
naler Auffassung die Behörden des ersuchenden 
Staates nicht, diejenigen Maßnahmen zu treffen, die 
sie auch in Abwesenheit des Verfolgten hatte 
treffen können. 

Zu Artikel 17 (Änderung der rechtlichen Würdigung) 

Die Behandlung derjenigen Fälle, in denen nach 
der Auslieferung des Verfolgten festgestellt wird, 
daß der Sachverhalt anders rechtlich zu würdigen 
ist, als es im Auslieferungsersuchon und den ihm 
beigefügten Unterlagen geschehen ist, muß gleich- 
falls unter Beachtung des Grundsatzes der Speziali- 
tät erfolgen. Beruht die Änderung der rechtlichen 
Würdigung auf rein rechtlichen Erwägungen, dann 
kann der ersuchende Staat den Ausgelieferten auch 
auf Grund der nunmehr für zutreffend erachteten 
Gesetzesbestimmungen bestrafen, sofern die Straf- 
tat nach ihrer jetzigen Würdigung ebenfalls aus- 
lieferungsfähig ist. Ist die Änderung jedoch durch 
eine Ergänzung oder Abweichung des konkreten 
Sachverhalts gegenüber der Sachdarstellung anläß- 
lich des Auslieferungsersuchens bedingt, dann muß 
der ersuchende Staat zur weiteren Strafverfolgung 
die Zustimmung des Staates, der den Verfolgten 
ausgeliefert hat, einholen (Artikel 16 Abs. 3). 

Zu Artikel 18 (Weiterlieferung) 

Auch die Weiterlieferung wird von dem Grund- 
satz der Spezialität beherrscht. Ebensowenig, wie 
die ausgelieferte Person wegen einer anderen Straf- 
tat als derjenigen, deretwegen die Auslieferung 
bewilligt worden ist, verfolgt werden darf, eben- 
sowenig kann er von dem Staat, der die Ausliefe- 
rung erwirkt hat, in einen dritten Staat ohne 
Zustimmung des Staates, der die Auslieferung 
bewilligt und vollzogen hat, weitergeleitet werden. 
Im Hinblick auf das Asylrecht nach Artikel 16 
Abs. 2 Satz 2 GG wurde es für notwendig gehalten, 
die Beifügung beglaubigter Abschriften der Aus- 
lieferungsunterlagen des dritten Staates zu fordern. 
Der Bundesregierung wird dadurch die Möglichkeit 
eingeräumt, z. B. bei einem Ersuchen um Weiter- 
lieferung nach Jugoslawien den Sachverhalt auf 
eine etwaige Asylwürdigkeit des Verfolgten hin 
zu überprüfen. 

Artikel 18 Abs. 2 dient lediglich der Klarstellung. 

Zu Artikel 19 (Vorläufige Auslieferungshaft) 

Das Recht zur Anordnung der vorläufigen Aus- 
lieferungshaft ist für die deutschen Justizbehörden 
bereits in § 10 Abs, 2 DAG niedergelegt. Da es aber 
eine entsprechende gesetzliche Bestimmung in 
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Österreich nicht gibt, ist dieses Recht ausdrücklich 
in Absatz 1 von Artikel 19 erwähnt worden. Die 
Anordnung und die Dauer der vorläufigen Aus- 
lieferungshaft bestimmt sich nach dem Rechte des 
ersuchten Staates. Eine Verpflichtung zur Anord- 
nung der vorläufigen Auslieferungshaft ist nicht 
in den Vertrag aufgenommen worden, da nach 
deutschem Recht auch für die Auslieferungshaft als 
Haftgrund Verdunkelungsgefahr oder Fluchtver- 
dacht gegeben sein muß. Eine Überprüfung der 
Tat- oder Schuldfrage durch die Behörden des 
Staates, in dem der Verfolgte zum Zwecke der Aus- 
lieferung festgenommen wird, erfolgt nicht. 

Für die Übermittlung der Ersuchen um Anordnung 
der vorläufigen Auslieferungshaft ist abweichend 
von der allgemeinen Regelung in Artikel 13 der 
unmittelbare Weg zugelassen. Selbst ein telefoni- 
sches Ersuchen um vorläufige Festnahme ist mög- 
lich, wenn die ersuchte Stelle sicher ist, daß das 
Ersuchen von einer zuständigen Behörde oder 
einem zuständigen Beamten gestellt wird. For- 
malistische Gründe sollen die Festnahme eines 
flüchtigen Verbrechers nicht verhindern. 

In dem Ersuchen müssen nach Absatz 3 alle An- 
gaben enthalten sein, die als Grundlage für den 
Erlaß eines Haftbefehls notwendig sind, insbeson- 
dere eine kurze Sachverhaltsdarstellung, eine 
Personenbeschreibung und vor allem ein Hinweis, 
daß gegen den Verfolgten ein Haftbefehl oder ein 
vollstreckbares Urteil vorliegt. 

Erstmalig ist in einem Auslieferungsvertrag die 
Verpflichtung des ersuchten Staates aufgenommen 
worden, dem ersuchenden Staat unverzüglich mit- 
zuteilen, ob dem Ersuchen um Anordnung der vor- 
läufigen Auslieferungshaft stattgegeben worden ist. 
Verantwortlich für diese Mitteilung ist nicht die 
festnehmende Behörde, sondern der ersuchte Staat. 
Sie ist daher auf dem in Artikel 13 des Vertrages 
vorgesehenen Weg zu übermitteln. 

Grundsätzlich müssen das Auslieferungsersuchen 
und die dazu gehörigen Urkunden innerhalb von 
18 Tagen nach der Festnahme bei dem ersuchten 
Staat eingegangen sein. Nur wenn besondere Um- 
stände vorliegen, kann diese Frist bis zu 40 Tagen 
verlängert werden. Diese Regelung entspricht der 
Bestimmung in Absatz 4 des Artikels 16 des Euro- 
päischen Auslieferungsübereinkommens. Zu den 
besonderen Umständen gehören auch Verzögerun- 
gen aus technischen Gründen, wie z. B. Verzöge- 
rungen bei der Anfertigung der Auslieferungsunter- 
lagen oder bei der postalischen Beförderung. Nach 
Ablauf der 40 Tage muß der Verfolgte entlassen 
werden, obwohl nach § 18 Abs. 2 DAG die vor- 
läufige Auslieferungshaft bis zu zwei Monaten 
dauern kann. Die beiden Regierungen sind bei der 
Abkürzung der Frist davon ausgegangen, daß es 
im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Österreich möglich sein muß, das Aus- 
lieferungsersuchen mit den Unterlagen dem ersuch- 
ten Staat in kürzester Zeit zu übermitteln. Eine 
Haftentlassung nach Ablauf der für die vorläufige 
Auslieferungshaft festgesetzten Frist hindert den 
ersuchten Staat aber nicht, den Verfolgten erneut 
in Haft zu nehmen, wenn das Auslieferungsersuchen 
eingegangen ist. 


Zu Artikel 20 (Auslieferungsersuchen 
mehrerer Staaten) 

Wenn mehrere Staaten um die Auslieferung ein 
und derselben Person ersuchen, dann steht es aus- 
schließlich im Ermessen des ersuchten Staates, an 
welchen Staat er den Verfolgten ausliefern will. 
Die vertragliche Verpflichtung zur Auslieferung im 
Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Österreich bleibt in einem solchen Fall 
im gewissen Sinn außer Betracht. Die Aufzählung 
der Gründe, die für die Entscheidung des ersuchten 
Staates maßgebend sein können, verpflichtet den 
ersuchten Staat nicht, sich an diese Gründe, insbe- 
sondere an die Reihenfolge dieser Gründe zu halten. 
Entscheidet sich der ersuchte Staat für die Aus- 
lieferung des Verfolgten an einen dritten Staat, 
dann muß er aber nach Satz 3 des Artikels 20 das 
Auslieferungsersuchen als Ersuchen um Zustim- 
mung zur Weiterlieferung des Verfolgten von dem 
dritten Staat an den ersuchenden Staat behandeln. 

Zu Artikel 21 (Entscheidung und Übergabe) 

Der Inhalt dieser Bestimmung ist weitgehend aus 
Artikel 18 des Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommens entnommen worden. 

Ohne Rücksicht darauf, ob die Auslieferung sofort 
vollzogen werden kann oder ob der Verfolgte in 
dem ersuchten Staat noch eine Strafe zu verbüßen 
hat, muß der ersuchte Staat über das Auslieferungs- 
ersuchen entscheiden und seine Entscheidung dem 
ersuchenden Staat sobald wie möglich mitteilen. 
Wird dem Auslieferungsersuchen nicht oder nicht 
in vollem Umfang entsprochen, so muß dieses be- 
gründet werden. 

Den Ort und die Zeit der Übergabe der auszu- 
liefernden Person bestimmt der ersuchte Staat, der 
hiervon dem ersuchenden Staat rechtzeitig Kennt- 
nis gibt. Da in beiden Staaten die Dauer der Aus- 
lieferungshaft auf die Strafe angerechnet werden 
kann, muß der ersuchte Staat dem ersuchenden 
Staat auch mitteilen, wie lange sich der Verfolgte 
in Auslieferungshaft befunden hat. 

Der ersuchte Staat ist verpflichtet, die auszu- 
liefernde Person nach Ablauf von acht Tagen vom 
Zeitpunkt ihrer Bereitstellung an der Grenze ab 
gerechnet aus der Haft zu entlassen. Während in 
dem Europäischen Auslieferungs-Ubereinkommen 
der ersuchte Staat nach dieser Haftentlassung des 
Verfolgten ein erneutes Auslieferungsersuchen 
wegen derselben Tat ablehnen kann, ist in Absatz 3 
des Artikels 21 des deutsch-österreichischen Ver- 
trages vorgesehen, daß der ersuchte Staat die Aus- 
lieferung wegen derselben strafbaren Handlung 
dann abermals zu bewilligen hat, wenn der er- 
suchende Staat wichtige Gründe für die Ausliefe- 
rung geltend macht. Was als wichtiger Grund 
anzusehen ist, entscheidet der ersuchte Staat nach 
seinem eigenen Ermessen. 

Zu Artikel 22 (Aufschub der Übergabe) 

Der ersuchte Staat ist berechtigt, eine bereits be- 
willigte Auslieferung aufzuschieben, wenn der 
Verfolgte von den Behörden des ersuchten Staates 
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wegen einer anderen Straftat strafrechtlich verfolgt 
wird oder gegen ihn noch eine im ersuchten Staat 
verhängte Strafe zu vollstrecken ist. 

Durch den Aufschub der Auslieferung soll aber das 
im ersuchenden Staat anhängige Strafverfahren 
gegen den Verfolgten nicht übermäßig beeinträch- 
tigt werden. Aus diesem Grunde sieht Absatz 2 
vor, daß der ersuchte Staat den Verfolgten dem 
ersuchenden Staat vorübergehend zur Durchführung 
des Strafverfahrens zur Verfügung stellen kann. 
Er muß ihn allerdings nach Durchführung der not- 
wendigen Prozeßhandlungen, insbesondere der 
Hauptverhandlung, dem ersuchten Staat zurück- 
liefern. Da die Rücklieferung keine Auslieferung 
im Sinne des Artikels 16 Absatz 2 Satz 1 GG ist, 
kann auch der Verfolgte, der die Staatsangehörig- 
keit des ersuchenden Staates besitzt, an den ersuch- 
ten Staat zurückgeliefert werden (BGPlSt 5, 396). 

Zu Artikel 23 (Durchlieferung) 

Es kann dahingestellt bleiben, ob die Durchliefe- 
rung eine Auslieferung oder eine besondere Art 
der Rechtshilfe ist. Jedenfalls bestimmt Artikel 23, 
daß eine Durchlieferungsbewilligung von denselben 
Voraussetzungen abhängig ist wie eine Aus- 
lieferungsbewilligung. 

Von einer besonderen Regelung der Auslieferung 
auf dem Luftwege ist auf österreichischen Wunsch 
hin abgesehen worden. Das bedeutet, daß in den 
Fällen der Durchlieferung eines Verfolgten im Non- 
Stop-Flug eine Durchlieferungsbewilligung des 
Staates erwirkt werden muß, dessen Gebiet über- 
flogen wird. 

Zu Artikel 24 (Herausgabe von Gegenständen 
bei Bewilligung einer Auslieferung) 

Gegenstände, die als Beweismittel dienen können 
oder die der Verfolgte durch die strafbare Hand- 
lung oder als Entgelt für solche Gegenstände 
erlangt hat, werden bei Bewilligung der Ausliefe- 
rung ohne besonderes Ersuchen herausgegeben. Sie 
brauchen an den ersuchten Staat nicht zurückge- 
geben zu werden. Die Gegenstände werden auch 
dann herausgegeben, wenn der Verfolgte selbst 
infolge Tod oder Flucht nicht übergeben werden 
kann. Von einer besonderen Erwähnung der 
Gegenstände, die der Einziehung oder dem Verfall 
unterliegen, ist abgesehen worden, weil diese 
Gegenstände in der Regel zu den vorerwähnten 
Gegenständen gehören. Gegenstände im Sinne 
dieser Bestimmung sind auch Geldbeträge, die nach 
österreichischem Recht an sich nicht als Gegen- 
stände angesehen werden. 

Zu Artikel 25 (Herausgabe von Gegenständen 
ohne Bewilligung einer Auslieferung) 

Auch wenn der Verfolgte gestorben ist oder sich 
nicht im Gebiet des ersuchten Staates befindet und 
daher eine Auslieferung nicht bewilligt werden 
kann, können Gegenstände ohne Verpflichtung zur 
Rückgabe herausgegeben werden. Im Gegensatz zu 
Artikel 24 bedarf es in einem solchen Fall aber 


eines ausdrücklichen Ersuchens, dem eine von einem 
Richter unterschriebene Beschlagnahmeanordnung 
beigefügt sein muß. 

Die Herausgabe von Gegenständen in den Fällen, 
in denen der Verfolgte geisteskrank ist oder aus 
einem anderen Grunde eine Auslieferungsbewilli- 
gung nicht in Betracht kommt, richtet sich nach den 
Bestimmungen des deutsch-österreichischen Ver- 
trages über die Rechtshilfe in Strafsachen. 

Zu Artikel 26 (Ausnahmen von der Herausgabe) 

Der ersuchende Staat hat nur eine beschränkte Ver- 
fügungsbefugnis über die herausgegebenen Gegen- 
stände, wenn diese im ersuchten Staat der Beschlag- 
nahme, der Einziehung oder dem Verfall unter- 
liegen, oder wenn an ihnen Rechte des ersuchten 
Staates oder dritter Personen bestehen. Jedoch muß 
diese Beschränkung bei der Bewilligung der Heraus- 
gabe angegeben werden. Diese Gegenstände sind 
nach Beendigung des Strafverfahrens dem ersuchten 
Staat zurückzugeben. Etwaige Rechte des ersuchten 
Staates oder dritter Personen an diesen Gegenstän- 
den bleiben unberührt, auch wenn nichts darüber 
gesagt worden ist. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe von Gegenstän- 
den entfällt, wenn wichtige, im Interesse des 
Staates oder dritter Personen liegende Gründe ent- 
gegenstehen. 

Nach Artikel 24 Abs. 2 sollen Gegenstände, deren 
Herausgabe bewilligt worden ist, möglichst gleich- 
zeitig mit der auszuliefernden Person dem ersuchen- 
den Staat übergeben werden. Sind die Gegenstände 
nach Artikel 25 unabhängig von einer Auslieferung 
herauszugeben, so soll dies unverzüglich nach der 
Bewilligung geschehen, obwohl dies nicht ausdrück- 
lich im Vertrag gesagt ist. 

Nur wenn die Gegenstände im ersuchten Staat für 
ein Strafverfahren benötigt werden, können sie 
nach Absatz 2 des Artikels 26 für die Dauer dieses 
Verfahrens zurückbehalten werden. Ein zivilrecht- 
liches oder ein Verwaltungsverfahren berechtigt 
nicht dazu, die Gegenstände zurückzubehalten. Je- 
doch ist es dem ersuchten Staat unbenommen, in 
einem solchen Fall den ersuchenden Staat um Ein- 
verständnis zu bitten, daß die Gegenstände erst zu 
einem späteren Zeitpunkt herausgegeben werden. 

Zu Artikel 27 (Kosten) 

Beide Regierungen haben auf die Erstattung der 
Kosten verzichtet, die in einem Verfahren wegen 
Auslieferung oder Herausgabe von Gegenständen 
entstehen. Nur die Durchlieferungskosten sind zu 
ersetzen, da deren Höhe von der Wahl des Trans- 
portmittels durch den ersuchenden Staat abhängig 
ist. 

Zu Artikel 28 (Begriffsbestimmungen) 

Die Maßregeln der Sicherung und Besserung, die 
von diesem Vertrag erfaßt werden, müssen durch 
ein strafgerichtliches Urteil entweder neben oder 
an Stelle einer Strafe angeordnet worden sein. 

Wer als deutscher Staatsangehöriger im Sinne 
dieses Vertrages anzusehen ist, bestimmt sich nach 
Artikel 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, öster- 
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reichischer Staatsbürger ist die Person, die nach den 
österreichischen Staatsbürgergesetzen die öster- 
reichische Staatsbürgereigenschaft erworben hat. In 
Österreich gibt es keine Personen, die ohne Erwerb 
der Staatsbürgereigenschaft den österreichischen 
Staatsbürgern gleichgestellt sind. 

Zu Artikel 29 (Schlußbestimmungen) 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages erlöschen alle 
früheren deutsch-österreichischen Vereinbarungen, 


die sich mit der Auslieferung, Durchlieferung und 
der Herausgabe von Gegenständen nach Artikel 24 
und 25 befassen. Eine Aufzählung der in Betracht 
kommenden Vereinbarungen ist auf österreichischen 
Wunsch unterblieben, um nicht im Zusammenhang 
mit dieser Bestimmung die Frage entscheiden zu 
müssen, ob die deutsch-österreichische Vereinba- 
rung zur vorläufigen Regelung des Rechtshilfever- 
kehrs in Strafsachen vom 5. 7./1. 8. 1930 nach öster- 
reichischem Verfassungsrecht gültig ist. 
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Begründung 

zu dem Vertrag vom 22. September 1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über die Rechtshilfe in Strafsachen 


Vorbemerkung 

Der derzeitige Rechtshilfeverkehr in Strafsachen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich stützt sich auf die Vereinba- 
rung der Deutschen Regierung und der österreichi- 
schen Regierung zur vorläufigen Regelung des 
Rechtshilfeverkehrs in Strafsachen vom 5. Juli/ 
1. August 1930 (RGBL 1930 II S. 1211). Da gegen 
diese Vereinbarung in den vergangenen Jahren 
verfassungsrechtliche Bedenken geäußert worden 
sind, beschlossen die Bundesregierung und die Re- 
gierung der Republik Österreich, den Rechtshilfe- 
verkehr durch einen Staatsvertrag zu regeln. Beide 
Regierungen waren sich darüber einig, daß es nicht 
zweckmäßig sei, zu warten, bis das Europäische 
Übereinkommen über Rechtshilfe in Strafsachen in 
Kraft getreten ist. Dieses Übereinkommen ist zwar 
von einem Sachverständigenausschuß des Europa- 
rats fertiggestellt, aber bisher noch nicht von der 
beratenden Versammlung angenommen worden. Zu- 
dem haben die österreichischen Vertreter erklärt, 
daß sie mit Rücksicht auf die politische Lage Öster- 
reichs das im Entwurf vorliegende europäische 
Rechtshilfeübereinkommen nur mit zahlreichen Vor- 
behalten annehmen könnten. 

Bei den deutsch-österreichischen Beratungen über 
den deutsch-österreichischen Rechtshilfevertrag sind 
die in dem europäischen Vertragsentwurf enthalte- 
nen Grundgedanken berücksichtigt worden. Er 
weicht jedoch, bedingt durch die besondere Lage 
Österreichs, in zahlreichen Bestimmungen von dem 
europäischen Vertragsentwurf ab. 


Zu Artikel 1 (Verpflichtung zur Rechtshilfe) 

Nach dieser Bestimmung sind die beiden Vertrags- 
staaten verpflichtet, sich einander in strafrechtlichen 
Angelegenheiten Rechtshilfe zu leisten. Es wurde 
von beiden Regierungen für überflüssig erachtet, in 
dem Vertrag ausdrücklich festzulegen, daß Rechts- 
hilfe in weitestem Umfang zu leisten ist. Sie sind 
bei Abschluß des Vertrages davon ausgegangen, 
daß in Übereinstimmung mit der bisherigen Praxis 
auch in Zweifelsfällen die Behörden der beiden 
Staaten Rechtshilfe zu leisten haben. 

Die Verpflichtung erstreckt sich jedoch nur auf 
Rechtshilfe wegen gerichtlich strafbarer Handlun- 
gen. Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß der 
Vertrag nicht die Verwaltungs- und Disziplinar- 
strafsachen erfaßt. 

Zu den Verfahren wegen gerichtlich strafbarer 
Handlungen gehören nach Auffassung beider Re- 
gierungen jedoch die Gnadenverfahren und die Ver- 
fahren wegen Entschädigung für unschuldig erlittene 
Haft. Auch in gerichtlich anhängigen Verfahren 


wegen Zuwiderhandlungen, die nach deutschem 
Recht Ordnungswidrigkeiten sind, ist, sofern die 
sonstigen Voraussetzungen gegeben sind, einem 
Rechtshilfeersuchen stattzugeben. Um jeden Zweifel 
auszuschalten, ist der erweiterte Anwendungs- 
bereich des Vertrages ausdrücklich in Artikel 20 
festgelegt worden. 

In Übereinstimmung mit den derzeitigen internatio- 
nalen Anschauungen wird Rechtshilfe zur Voll- 
streckung von gerichtlichen Strafen oder Maßregeln 
der Sicherung und Besserung nicht geleistet. Hier- 
unter fällt schon die Zustellung einer Aufforderung 
zum Strafantritt. 


Zu Artikel 2 (Beiderseitige Strafbarkeit; politische 
und militärische strafbare Handlungen) 

Rechtshilfe ist ausgeschlossen, wenn die dem Ersu- 
chen zugrunde liegende Handlung nach dem Recht 
des ersuchten Staates nicht strafbar ist. Das Prinzip 
der beiderseitigen Strafbarkeit muß daher im 
deutsch-österreichischen Rechtshilfeverkehr beachtet 
werden. Jedoch bedarf es keiner strengen Durch- 
führung dieses Grundsatzes, vielmehr genügt es, 
wenn die dem Ersuchen zugrunde liegende Hand- 
lung nach ihrer Art dem Recht des ersuchten Staates 
gemäß strafbar ist. Die beiderseitige Strafbarkeit 
wird also nicht von dem konkreten Fall aus, son- 
dern abstrakt beurteilt. Das bedeutet vor allem, daß 
es nicht notwendig ist, daß die in Betracht kom- 
mende Handlung im ersuchten Staat gerichtlich 
bestraft werden kann. Auch Handlungen, die im 
ersuchten Staat von einer Verwaltungsbehörde ge- 
ahndet werden, können Anlaß für ein Rechtshilfe- 
ersuchen geben. Somit ist z. B. von den deutschen 
Behörden Reditshiife zu leisten, wenn die Tat zwar 
nach Österreichischem Recht eine durch ein Straf- 
gesetz mit Strafe bedrohte Übertretung, nach deut- 
schem Recht aber nur eine Ordnungswidrigkeit dar- 
stellt. Die österreichischen Behörden haben umge- 
kehrt Rechtshilfe zu leisten, wenn die Tat in Deutsch- 
land gerichtlich strafbar ist, aber in Österreich, wie 
z. B. in Verkehrsstrafsachen, nur von Verwaltungs- 
behörden verfolgt wird. 

Die Frage, ob in politischen Strafsachen Rechtshilfe 
geleistet werden kann, ist im verneinenden Sinne 
entschieden worden. Von der Einführung einer der 
Attentatsklausel im Auslieferungsvertrag entspre- 
chenden Bestimmung ist abgesehen worden. Nach 
internationalem Brauch steht es ausschließlich im 
Ermessen des ersuchten Staates, zu entscheiden, ob 
er die Tat als politische ansehen will. Es bleibt ihm 
unbenommen, in einem Fall, in dem die Attentats- 
klausel vor Bedeutung werden könnte, je nachdem, 
ob die politische oder die kriminelle Seite über- 
wiegt, f^ie Straftat als politische oder als kriminelle 
zu werten. 
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Eine Rechtshilfe ist ferner ausgeschlossen in Ver- 
fahren wegen Straftaten, die mit einer politischen 
Straftat in Zusammenhang stehen oder rein militä- 
rischen Charakter haben. 

Zu Artikel 3 (Andere Ausnahmen von der Ver- 
pflichtung zur Rechtshilfe) 

Artikel 3 enthäR die Generalklausel, wie sie auch 
für das europäische Rechtshilfeübereinkommen vor- 
gesehen ist (Artikel 2 Buchstabe b des Entwurfs). 
Die Bestimmung verbindet die früher üblich gewe- 
sene Ordre-public-Klausel mit der in den letzten 
Jahren verwendeten Interessenklausel. Hierdurch 
wird einerseits der Begriff „ordre public" und ande- 
rerseits der Begriff des „wesentlichen Interesses" 
des ersuchten Staates verdeutlicht und begrenzt. Die 
„wesentlichen Interessen", die zu einer Ablehnung 
der Rechtshilfe berechtigen, müssen ihrem Gehalt 
nach den Interessen des ersuchten Staates in seinen 
Hoheitsrechten, seiner Sicherheit und seiner öffent- 
lichen Ordnung gleichkommen. 

Zu Artikel 4 (Fiskalische strafbare Handlungen) 

Fiskalische Straftaten, d. h. Verstöße gegen Zoll-, 
Steuer-, Monopol- und Devisengesetze, sind vom 
deutsch-österreichischen Rechtshilfeverkehr an sich 
nicht ausgeschlossen. Jedoch konnte die Frage in 
dem vorliegenden Vertrag nicht geregelt werden, 
v/eil die Reform der Finanzstrafgerichtsbarkeit in 
Österreich noch nicht abgeschlossen worden war. 
Die österreichische Regierung hat jedoch zugesagt, 
daß sie bereit sein würde, mit der Bundesregierung 
nach Inkrafttreten des österreichischen Finanzstraf- 
gesetzes einen besonderen Vertrag über Rechtshilfe 
in Fiskalstrafsachen abzuschließen. 

Zu Artikel 5 (Rechtshilfeersuchen) 

Rechlshilfeersuchen sind grundsätzlich schriftlich zu 
stellen. Das schließt nicht aus, daß in besonders 
dringenden Fällen ein Rechtshilfeersuchen auch fern- 
mündlich durchgegeben werden kann, sofern die 
ersuchte Stelle die Gewißheit hat, daß das Ersuchen 
von einer zuständigen Behörde gestellt wird. In 
solchen Fällen bedarf es einer umgehenden Zusen- 
dung des schriftlichen Ersuchens. Auf Grund eines 
fernmündlich voraus gegebenen Rechtshilfeersu- 
chens dürfen nur diejenigen Maßnahmen getroffen 
werden, die die Erledigung des schriftlichen Rechts- 
hilfeersuchens sicherstellen. 

Die zunächst im ersten Satz des Absatzes 1 enthal- 
tenen Worte „von einer Justizbehörde" sind gestri- 
chen worden, da diese Worte zu der Auffassung 
verleiten konnten, als ob die Internationale Polizei- 
organisation (Interpol) nicht mehr berechtigt sei, im 
Rahmen des Interpols.atuts Rechtshilfeersuchen zu 
stellen. Beide Regierungen sind sich darüber einig, 
daß die Übermittlung und Erledigung von Rechts- 
hilfeersuchen durch Interpol im Rahmen des Inter- 
polstatuts in keiner Weise eingeschränkt werden 
soll. Im übrigen müssen die Ersuchen von Justiz- 
behörden ausgehen. 

Sov/eit die Ersuchen von Justizbehörden gestellt 
werden, müssen sie von einem Richter oder Staats- 
anwalt unterschrieben sein. Aus dieser Bestimmung 


darf nicht gesdilossen werden, daß die Justizmini- 
sterien — z. B. in Gnadensachen — von sidi aus 
keine Rechtshilfeersuchen stellen dürfen. Derartige 
Ersuchen werden von Fall zu Fall geprüft und er- 
ledigt. Der Untersdirift muß ein Stempelabdruck 
beigefügt werden. Die Bezeichnung Siegel bedeutet 
im österreichischen Sprachgebrauch dasselbe wie 
die Bezeichnung Dienststempel im deutschen Sprach- 
gebrauch. 

Die für ein Rechtshilfeersuchen benötigten Unter- 
lagen sind in Absatz 2 und 3 in Übereinstimmung 
mit den internationalen Gepflogenheiten und insbe- 
sondere mit der derzeitigen Praxis im deutsch-öster- 
reichischen Rechtshilfeverkehr aufgezählt worden. 

Die in Absatz 4 vorgesehene Beifügung eines Durch- 
suchungs- oder Beschlagnahmebeschlusses ist in 
Übereinstimmung mit § 35 Abs. 2 DAG vereinbart 
worden. 

Zu Artikel 6 (Geschäftsweg) 

Diese Bestimmung bekräftigt nur den derzeitigen 
Rechtszustand, wonach die Gerichte und Staatsan- 
waltschaften berechtigt sind, in Strafsachen unmittel- 
bar miteinander zu verkehren. Sie sind aber, wie 
aus Satz 2 des Artikels zu entnehmen ist, hierzu 
nicht verpflichtet. Die Übermittlung eines Rechts- 
hilfeersuchens und die Übersendung der Erledi- 
gungsstücke kann in j )dem Fall auch auf diploma- 
tischem Weg oder durch die Justizministerien der 
beiden beteiligten Staaten erfolgen. 

Nicht zulässig ist der Rechtshilfeverkehr zwischen 
der Staatsanwaltschaft oder dem Gericht des einen 
Staates und den Polizeibehörden des anderen Staa- 
tes und umgekehrt. Es ist auch nicht zulässig, daß 
sich die Staatsanwaltschaft unter Hinweis auf die 
Eilbedürftigkeit des Polizeiweges (Interpol) bedient, 
um durch die Polizei des anderen Staates eine Aus- 
kunft oder eine Rechtshilfemaßnahme zu erhalten. 
Sie kann in solchen Fällen sich fernmündlich oder 
fernschriftlich mit der in Betracht kommenden 
Staatsanwaltschaft des anderen Staates in Verbin- 
dung setzen und diese um die notwendige Mitarbeit 
ersuchen. 

Zu Artikel 7 (Unzuständigkeit) 

Ist ein Rechtshilfeersuchen an eine unzuständige 
Behörde gelangt, so ist diese nicht berechtigt, das 
Ersuchen zurückzusenden, sondern muß es an die 
zuständige Behörde weiterleiten. Damit die ersu- 
chende Behörde weiß, an wen sie sich bei etwaigen 
Rückfragen oder Nachtragsersuchen zu wenden hat, 
muß bei Abgabe des Ersuchens an die zuständige 
Behörde die ersuchende Behörde hiervon unterrich- 
tet werden. 

Zu Artikel 8 (Anzuwendendes Recht) 

Da Österreich keine entsprechenden innerstaatlichen 
Vorschriften hat, ist in Satz 1 des Artikels 8 aus- 
drücklich festgolegt worden, daß bei der Erledigung 
eines Rechtshilfeersuchens das Verfahrensrecht des 
ersuchten Staates angewendet wird. Durch diesen 
Grundsatz soll aber dem ersuchenden Staat nicht die 
Möglichkeit genommen werden, in besonderen 
Fällen bei Übersendung eines Rechtshilfeersiichens 
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etwaige von dem Grundsatz abweichende Wünsche 
zu stellen. In Satz 2 wird in Verfolg dieses Gedan- 
kens zum Ausdruck gebracht, daß einem solchen 
Wunsche des ersuchenden Staates zu entsprechen 
ist, sofern die gewünschte Abweichung nicht durch 
das Recht des ersuchten Staates verboten ist. Die 
Ablehnung eines von dem Grundsatz abweichenden 
Wunsches ist also nicht schon dann zulässig, wenn 
das gewünschte Verfahren in dem ersuchten Staat 
unbekannt ist. 

Zu Artikel 9 (Nichlerledigung) 

Jede auch nur teilweise Ablehnung eines Rechts- 
hilfeersuchens muß begründet werden. Die Gründe 
sind der ersuchenden Behörde mitzuteilen. Von der 
Möglichkeit, ein Rechtshilfeersuchen abzulehnen, 
soll jedoch erst dann Gebrauch gemacht werden, 
wenn der Erledigung nicht behebbare Hindernisse 
entgegenstehen oder wenn der ersuchende Staat 
trotz Aufforderung die etwa vorgebrachten Beden- 
ken nicht ausräumt oder etwaige, der Erledigung 
des Ersuchens entgegenstehende Hindernisse nicht 
beseitigt. 

Als Hindernisse, die der Erledigung eines Ersuchens 
entgegenstehen können, kommen in erster Linie 
tatsächliche Hindernisse in Betracht. Es ist aber auch 
nicht ausgeschlossen, daß rechtliche Hindernisse 
außerhalb des Vertrages die Leistung einer Rechts- 
hilfe unmöglich machen. 

Artikel 10 (Zustellungsnachweis) 

Die Art des Zustellungszeugnisses richtet sidi in 
erster Linie nach dem innerstaatlichen Recht (vgl. 
Artikel 8). 

Artikel 11 (Zeugen und Sachverständige) 

Absatz 1 bringt zum Ausdruck, daß eine Zustellung 
nur durch die zuständige Justizbehörde des ersuch- 
ten Staates erfolgen kann. Eine unmittelbare Zustel- 
lung, z. B. durch die Post oder durch den Konsul des 
ersuchenden Staates, ist unzulässig. 

Es ist nicht für zweckmäßig erachtet worden, in dem 
Vertrag ausdrücklich zu bestimmen, daß eine La- 
dungsurkunde keine Zwangsandrohung enthalten 
darf. Einmal ist es selbstverständlich, daß etwaige 
Zwangsandrohungen im Gebiete des ersuchten 
Staates keine Wirkung haben können, zum anderen 
könnte eine ausdrückliche Bestimmung die ersuchte 
Behörde zu der Auffassung verleiten, daß das Er- 
suchen um Zustellung einer Ladung, die eine 
Zwangsandrohung enthält, unerledigt zurückgesandt 
werden muß. Beide Regierungen sind sich darüber 
einig, daß im Interesse eines reibungslosen Rechts- 
hilfeverkehrs auch Ladungen mit Zwangsandrohun- 
gen zugestellt werden sollen. Es bleibt dem ersuch- 
ten Staat überlassen, dem Adressaten mitzuteilen, 
daß die in der Ladungsurkunde enthaltenen Zwangs- 
androhungen wirkungslos sind. Um aber einen 
Zeugen oder Sachverständigen, der einer Ladung 
keine Folge leistet, vor etwaigen Zwangsmaßnah- 
men des ersuchenden Staates zu schützen, bestimmt ' 
Artikel 11 Abs. 1 letzter Satz, daß — gleichgültig, 
ob der Zeuge oder Sachverständige entschuldigt 
oder unentschuldigt der Vorladung nicht Folge 


leistete — die sonst für das Ausbleiben von Zeu- 
gen oder Sachverständigen gesetzlich vorgesehenen 
Folgen nicht angeordnet werden dürfen. Damit 
dürften alle notwendigen Sicherheiten gegen die 
Verwirklichung einer Zwangsandrohung gegeben 
sein. 

Die Wortfassung von Absatz 2 des Artikels 11 stellt 
einen Kompromiß zwischen den deutschen und den 
österreichischen Wünschen dar, der mit Rücksicht 
auf den abweichenden Sprachgebrauch notwendig 
war. Inhaltlich wird durch diese Bestimmung der 
ersuchende Staat verpflichtet, bereits in der La- 
dungsurkunde anzugeben, mit welchen Entschädi- 
gungen der Zeuge oder Sachverständige rechnen 
kann. Auf Grund dieser Angaben wird es den Be- 
hörden des ersuchten Staates auch leichter sein, die 
Höhe eines etwaigen, an den Zeugen oder Sachver- 
ständigen zu leistenden Vorschusses zu berechnen. 
Wird ein Vorschuß gezahlt, dann braucht er nicht 
bei Rückkehr des Zeugen oder Sachverständigen 
von diesem zurückgefordert zu werden. Vielmehr 
i *: der Vorschuß von dem ersuchenden Staat zu 
erstatten. Um zu verhindern, daß der ersuchte Staat 
einen überhöhten Vorschuß zahlt, wird der ersu- 
chende Staat darauf achten, daß jede Ladungsur- 
kunde einwandfreie Angaben über die voraussicht- 
liche Entschädigung enthält. Andererseits hat der 
ersuchte Staat die Zahlung eines Vorschusses stets 
auf der Ladungsurkunde zu vermerken, damit die 
zuständige Stelle im ersuchenden Staat bei der Be- 
rechnung der Entschädigung in der Lage ist, recht- 
zeitig den Vorschuß in Abzug zu bringen. 

Beide Regierungen sind sich darüber einig, daß auch 
einem Zeugen oder Sachverständigen, der z. B. auf 
der Hinreise erkrankt ist und daher nicht zu dem 
festgesetzten Termin erscheinen kann, die ihm be- 
reits erwachsenen Kosten zu erstatten sind. 


Artikel 12 (Freies Geleit für Zeugen und Sachver- 
ständige) 

Das freie Geleit soll die Zeugen und Sachverständi- 
gen, die vor einer Justizbehörde des ersuchenden 
Staates erscheinen, in weitestem Umfange schützen. 
Jede Beeinträchtigung der persönlichen Freiheit ist 
verboten, wenn der Grund hierzu vor der Ausreise 
des Zeugen oder Sachverständigen aus dem ersuch- 
ten Staat entstanden ist. Fährt ein Zeuge durch 
einen dritten Staat, z. B. von Deutschland durch die 
Schweiz nach Österreich, so ist der für das freie 
Geleit maßgebende Zeitpunkt der Grenzübergang 
von Deutschland nach der Schweiz. 

Begeht der Zeuge oder Sachverständige erst nach 
seiner Einreise im Gebiet des ersuchenden Staates 
eine Handlung, die ein strafrechtliches oder polizei- 
liches Einschreiten notwendig macht, dann ist er 
wegen dieser Handlung nicht durch die Zusicherung 
des freien Geleits geschützt. 

Der Schutz des freien Geleits kommt auch denjeni- 
gen Zeugen oder Sachverständigen zugute, denen 
die Ladung nicht ordnungsgemäß zugestellt worden 
ist. Wenn schon in dem Fall, in dem der Zeuge ord- 
nungsgemäß geladen worden ist, ihm freies Geleit 
gewährt werden muß, um so mehr hat er einen An- 
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Spruch auf diesen Schutz, wenn die Ladung ihm 
z. B. verbotenerweise durch die Post zugestellt 
worden ist. 

Der Schutz des Zeugen oder Sachverständigen nach 
Absatz 1 endet mit Ablauf des 15. Tages nach seiner 
Entlassung durch die Behörde, die ihn als Zeugen 
geladen hat. Vorausgesetzt ist jedoch, daß er in 
dieser Zeit das Gebiet des ersuchenden Staates 
verlassen konnte und durfte. Ist z. B. der Zeuge im 
Gebiet des ersuchenden Staates krank geworden, 
dann wird die Frist für die Dauer der Krankheit 
unterbrochen. 


Artikel 13 (Überstellung verhafteter Personen zur 
Zeugenvernehmung) 

Die Überstellung einer verhafteten Person als 
Zeuge an die Justizbehörde des anderen Staates 
ist nur zulässig, wenn der Zeuge sich in gericht- 
licher Haft, also nicht in Verwaltungshaft, befindet 
und er der Überstellung zustimmt. Liegen diese Vor- 
aussetzungen vor, dann muß der ersuchte Staat 
einem Ersuchen um Überstellung einer verhafteten 
Person nachkommen, es sei denn, daß einer solchen 
Überstellung zwingende Gründe entgegenstehen. 
Um zu vermeiden, daß der ersuchte Staat den Be- 
griff zwingende Gründe übermäßig ausweitet, sind 
in Satz 2 Beispiele solcher Gründe aufgeführt, die 
als zwingend im Sinne des Satzes 1 angesehen 
werden können. 

Die Bestimmung des Absatzes 2 enthält nach Auf- 
fassung der Regierungen die gesetzliche Grundlage 
für den Erlaß eines Haftbefehls gegen die in Ab- 
satz 1 genannte Person. Da der Vertrag mit der 
Ratifikation Gesetzeskraft erhält, bedarf es einer 
besonderen Bestimmung in dem Ratifikationsgesetz 
nicht. Für den Erlaß des Haftbefehls gelten, abge- 
sehen von den Bestimmungen über den Haftgrund, 
die einschlägigen Vorschriften der innerstaatlichen 
Strafprozeßordnungen. 

Der in Haft befindliche Zeuge muß dem ersuchten 
Staat unverzüglich wieder überstellt werden, sobald 
seine Vernehmung abgeschlossen ist. Es ist nicht für 
notwendig erachtet worden, eine Bestimmung auf- 
zunehmen, wonach der ersuchende Staat verpflich- 
tet ist, den Zeugen jederzeit auf Verlangen des 
ersuchten Staates zurückzugeben; es wird für selbst- 
verständlich angesehen, daß die Behörde des er- 
suchenden Staates den in Haft befindlichen Zeugen 
so schnell wie möglich vernimmt und ihn anschlie- 
ßend an den ersuchten Staat zurückschickt. Sollte 
aus besonderen Gründen eine vorzeitige Rück- 
überstellimg notwendig sein, dann kann diese im 
Einzelfall mit dem ersuchenden Staat vereinbart 
werden. 

Im Gegensatz zu Artikel 6 sind die nachgeord- 
neten Justizbehörden nicht berechtigt, wegen der 
Uberstellung einer verhafteten Person unmittelbar 
miteinander zu verkehren. Ersuchen um Uberstel- 
lung einer verhafteten Person müssen von einem 
Justizministerium der beiden Staaten (einschließlich 
der deutschen Landesjustizministerien) gestellt wer- 
den. Auch der weitere Schriftverkehr findet nur 
zwischen den Justizministerien statt. Die Übermitt- 


lung eines Überstellungsersuchens auf dem diplo- 
matischen Weg wird durch die in Artikel 13 Abs. 3 
getroffene Regelung nicht ausgeschlossen. 

Zu Artikel 14 (Freies Geleit für Beschuldigte) 

Dieser Artikel stellt eine Neuerung dar, die auf 
österreichischen Antrag auch in den Entwurf eines 
Europäischen Rechtshilfeübereinkommens aufge- 
nommen worden ist. Die Bestimmung soll aus 
kriminalpolitischen Gründen den Justizbehörden 
das Recht geben, auch Beschuldigte in jedem Sta- 
dium des Verfahrens vorzuladen. Eine solche Rege- 
lung dürfte auch im Interesse des Beschuldigten 
liegen, der durch diese Vereinbarung die Gewißheit 
erhält, daß er nur wegen desjenigen Falles, der in 
der Ladungsurkunde aufgeführt ist, im ersuchenden 
Staat strafrechtlich verfolgt wird. 

Kommt ein Beschuldigter einer Vorladung vor das 
Gericht des anderen Staates nach, dann tut er es 
freiwillig, weil er in keiner Weise verpflichtet ist, 
vor der Justizbehörde des anderen Staates zu er- 
scheinen. Wenn er aber erscheint, dann muß er auch 
alle Folgen, die sich aus seinem Erscheinen vor dem 
ausländischen Gericht ergeben und die im Zusam- 
menhang mit dem in der Ladungsurkunde aufge- 
führten Grund stehen, in Kauf nehmen. Er muß 
also damit rechnen, daß er z. B. bei einer Verurtei- 
lung zu einer längeren Freiheitsstrafe wegen der 
in der Ladungsurkunde angegebenen Tat in Haft 
genommen wird. Unzulässig ist es jedoch, ihn aus 
einem anderen Grunde in seiner persönlichen Frei- 
heit zu beschränken. 

Der Schutz des Beschuldigten endet mit Ablauf 
des 15. Tages nach Beendigung der Verfahrerisver- 
handlung, auf die sich die Vorladung bezieht, oder 
nach Verbüßung der erkannten Strafe, vorausge- 
setzt, daß der Beschuldigte danach das Gebiet des 
ersuchenden Staates verlassen konnte und durfte. 

Artikel 15 (Übergabe von Gegenständen) 

Diese Bestimmung befaßt sich nur mit Ersuchen um 
Übergabe von Gegenständen, die nicht im Zusam- 
menhang mit einem Auslieferungsverfahren gestellt 
werden. Die selbständige Herausgabe von Gegen- 
ständen unterscheidet sich nach dem Österreichischen 
Recht erheblich von der Herausgabe von Gegen- 
ständen im Zusammenhang mit einem Ausliefe- 
rungsverfahren. Während im letzteren Falle die 
Herausgabe erfolgt, ohne daß sidi der ersuchende 
Staat zu einer Rückgabe verpflichtet, können Ge- 
genstände ■ — die außerhalb eines Auslieferungs- 
verfahrens angefordert werden — nur vorüber- 
gehend zur Verfügung gestellt werden. Der ersu- 
chende Staat muß sie nach Gebrauch unverzüglich 
und kostenfrei dem ersuchten Staat zurückgeben. 

Die zunächst vorgesehene Verzichtsklausel, wonach 
eine Rückgabe nur ertorderlich ist, soweit nicht auf 
sie verzichtet wird, wurde gestrichen, weil eine 
derartige Klausel zu erheblichen rechtlichen Schwie- 
rigkeiten in Österreich führen könnte. Sie ist auch 
überflüssig, da auch dann, wenn nur die Rückgabe- 
verpflichtung im Vertrag erwähnt ist, der über- 
gebene Gegenstand nicht immer körperlich zurück- 
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gegeben werden muß. Auch nach Streichung der 
Verzichtsklausel ist es möglich, daß eine Rückgabe 
an die ersuchte Behörde nicht notwendig ist, z. B. 
wenn das ersuchte österreichische Gericht den Eigen- 
tümer festgestellt hat und erklärt, daß der Gegen- 
stand an den in Deutschland befindlichen Eigentümer 
ausgehändigt werden kann oder wenn die ver- 
fügungsberechtigte Person in Österreich eine Er- 
klärung abgibt, daß sie an der Rückgabe nicht 
interessiert sei. 

Durch die Übergabe von Gegenständen an die Be- 
hörde des ersuchenden Staates werden die Rechte 
des ersuchten Staates oder dritter Personen nicht 
berührt. 

Nach Absatz 2 von Artikel 15 können angeforderte 
Gegenstände nur zurückbehalten werden, wenn sie 
für ein Strafverfahren im ersuchten Staat benötigt 
werden. Anhängige Zivil- oder Verwaltungsver- 
fahren berechtigen nicht dazu, die Übergabe der 
gewünschten Gegenstände aufzuschieben. Es würde 
sonst die Gefahr bestehen, daß durch ein unwich- 
tiges Verfahren ein Strafverfahren, in dem mög- 
licherweise sich die Angeklagten in Haft befinden, 
unnötig verzögert wird. Einem solchen Strafver- 
fahren gegenüber müssen zumindest etwaige Ver- 
waltungs- oder Zivilgerichtsverfahren im ersuchten 
Staat zurückstehen. Sollte ausnahmsweise der an- 
geforderte Gegenstand für ein bedeutsames Zivil- 
oder Verwaltungsverfahren im ersuchten Staat 
benötigt werden, dann kann dieser sich mit dem 
ersuchenden Staat in Verbindung setzen, um mit 
ihm abzuklären, in welchem Verfahren der Gegen- 
stand am dringendsten benötigt wird. 

Die in Absatz 1 und 2 getroffenen Regelungen gel- 
ten sinngemäß auch für die Übersendung von Akten 
und Schriftstücken. 

Zu Artikel 16 (Strafregisterauskünfte) 

Absatz 1 regelt die Erteilung von Auskünften aus 
dem Strafregister in Strafsachen. Der Hinweis auf die 
gerichtlichen Strafverfahren soll klarstellen, daß die 
Bestimmung nicht für Verwaltungsstrafverfahren 
gilt. Nicht erforderlich ist es, daß das Strafverfahren 
schon bei Gericht anhängig ist. In gerichtlichen 
Strafsachen sind die Auskünfte in dem gleichen 
Umfang wie den eigenen Justizbehörden in inner- 
staatlichen Strafsachen zu erteilen. 

Absatz 1 Satz 2 enthält eine Abweichung von 
Artikel 5. Während ein Rechtshilfeersuchen nach 
Artikel 5 nur von dem Gericht oder der Staatsan- 
waltschaft gestellt werden kann, sind nach Artikel 16 
Abs. 1 Satz 2 auch die Polizeibehörden berechtigt, 
sich wegen Erteilung einer Auskunft aus dem Straf- 
register unmittelbar an die zuständige Strafregister- 
behörde des ersuchten Staates zu wenden. Es soll 
hiermit der Polizei ermöglicht werden, vor allem in 
Haftsachen auf dem schnellsten Wege einen Straf- 
registerauszug zu erhalten. Die innerstaatliche Re- 
gelung, welche Polizeibehörde berechtigt ist, an das 
ausländische Strafregister ein Ersuchen zu stellen, 
wird durch Artikel 16 Absatz 1 nicht berührt. 

In Absatz 2 wird die Erteilung von Auskünften 
aus dem Strafregister für nichtstrafrechtliche Zwecke 
geregelt. Es handelt sich also hierbei nicht um eine 


Rechtshilfe in Strafsachen. Jedoch erschien es er- 
forderlich, auch diesen Fall in dem vorliegenden 
Vertrag zu regeln, um eine sonst mögliche Lücke 
zu schließen. Die Verpflichtung zur Erteilung von 
Auskünften in nichtstrafrechtlichen Angelegenheiten 
ist gegenüber der Verpflichtung zur Erteilung von 
Auskünften in Strafsachen erheblich eingeschränkt. 
Zunächst richtet sich die Zulässigkeit der Erteilung 
von Auskünften in nichtstrafrechtlichen Angelegen- 
heiten ausschließlich nach dem nationalen Recht des 
ersuchten Staates. Ferner ist, um die eigenen Staats- 
angehörigen vor irgendwelchen Nachteilen zu schüt- 
zen, die Möglichkeit eingebaut worden, die Ertei- 
lung von Auskünften über eigene Staatsangehörige 
abzulehnen. Außerdem ist zur Vermeidung eines 
ungerechtfertigten Ersuchens der unmittelbare Ge- 
schäftsweg ausgeschlossen worden. Die Bestimmung, 
daß der Schriftverkehr hinsichtlich der Erteilung 
von Auskünften aus dem Strafregister in nicht- 
strafrechtlichen Angelegenheiten über die Justiz- 
ministerien zu gehen hat, soll sicherstellen, daß die 
Justizministerien die Berechtigung des Ersuchens 
nachprüfen können. 

Um zu gewährleisten, daß die ersuchte Behörde 
nachprüfen kann, ob es sich um ein Ersuchen in 
einer Strafsache oder in einer nichtstrafrechtlichen 
Angelegenheit handelt, muß in jedem Ersuchen um 
Erteilung von Auskunft aus dem Strafregister der 
Zweck angegeben werden, für den die Auskunft 
benötigt wird. 

Zu Artikel 17 (Austausch von Straf nachrichten) 

Im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Bundesrepublik Österreich werden 
nicht nur die in dem Strafregister eingetragenen 
Verurteilungen, sondern alle Eintragungen mitge- 
teilt, so z. B. auch die Eintragung eines Freispruchs 
auf Grund von § 51 Abs. 1 StGB (§ 9 StrRegVO). Der 
Strafnachrichtenaustausch erstreckt sich auch auf die 
Eintragungen in das Strafregister einer Person, die 
sowohl die deutsche als auch die österreichische 
Staatsangehörigkeit besitzt; denn auch in diesem 
Fall hat der andere Staat ein Interesse, zu erfahren, 
ob eine Person, die seine Staatsangehörigkeit be- 
sitzt, verurteilt worden ist. 

Die Bestimmung in Absatz 2 soll dem Staat, der 
eine Strafnachricht erhält, die Möglichkeit geben, 
sich über die einer Verurteilung zugrunde liegende 
Straftat oder über die Gründe eines gerichtlichen 
Einstellungsbeschlusses eingehend zu unterrichten. 
In einem solchen Falle kann er eine Abschrift des 
Strafurteils oder des Beschlusses anfordern. Da es 
sich hierbei nicht um Rechtshilfe handelt, ist für 
solche Anforderungen nur der Geschäftsweg zwi- 
schen den beiden Justizministerien zulässig. 

Zu Artikel 18 (Übernahme der Strafverfolgung) 

Obwohl die Übernahme der Strafverfolgung nicht 
in das Gebiet der Rechtshilfe in Strafsachen gehört, 
ist sie in dem Vertrag geregelt worden, da dieser 
Frage in der Praxis erhebliche Bedeutung zukommt. 
Der ersuchte Staat übernimmt nicht die Verpflich- 
tung, ein Strafverfahren durchzuführen, sondern 
die Verpflichtung, auf Ersuchen des anderen Staates 
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durch die für die Strafverfolgung zuständigen Be- 
hörden die Möglichkeit und Notwendigkeit einer 
Strafverfolgung überprüfen zu lassen. Die in Be- 
tracht kommenden Handlungen müssen stets straf- 
gerichtlich verfolgbar sein. Handlungen, die im er- 
suchten Staat nur durch die Verwaltungsbehörde 
verfolgt werden, fallen nicht unter Artikel 18. Die 
ersuchende Behörde ist jedoch nicht verpflichtet, 
von sich aus zu prüfen, ob der Sachverhalt nach dem 
Recht des ersuchten Staates strafbar ist, insbeson- 
dere, ob die Handlung im Gebiet des ersuchten 
Staates auch gerichtlich verfolgt werden kann, 

Durch Absatz 1 Satz 2 soll im Hinblick auf § 6 des 
deutschen StGB sichergestellt werden, daß auch die 
Strafverfolgung von Übertretungen, insbesondere 
von Verkehrsübertretungen, in Deutschland mög- 
lich ist. Die Vorschrift gilt auch dann, wenn die 
Straftat nicht nur im ersuchten Staat, sondern auch 
nach dem Recht des Tatorts als Übertretung zu 
würdigen ist. Dies braucht aber nicht besonders 
hervorgehoben zu werden, da für die Zulässigkeit 
der Strafverfolgung im ersuchten Staat nur die 
rechtliche Würdigung in diesem Staat bedeutsam ist. 
Das Übernahmeersuchen wird von der für diese 
Überprüfung zuständigen Justizbehörde wie eine 
sonstige, hier eingegangene Strafanzeige behandelt. 
Daher ist die deutsche Justizbehörde u. a. auch be- 
rechtigt, nach §§ 153 ff. StPO von einer Strafver- 
folgung oder von der Erhebung der öffentlichen 
Klage abzusehen. 

Durch Absatz 1 Satz 3 des Artikels 18 wird zum 
Ausdruck gebracht, daß der ersuchende Staat mit 
dem Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung 
nicht auf seinen eigenen Strafanspruch verzichtet. 
Diese Bestimmung ist auf ausdrücklichen Wunsch 
der österreichischen Regierung in den Vertrag auf- 
genommen worden, obwohl es den internationalen 
Gepflogenheiten entspricht, in den Fällen, in denen 
ein anderer Staat um Übernahme der Strafverfol- 
gung ersucht worden ist, von einem eigenen Straf- 
anspruch keinen Gebrauch zu machen, wenn der 
Beschuldigte im ersuchten Staat rechtskräftig abge- 
urteilt worden ist und bei einer Verurteilung die 
Strafe verbüßt hat. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen wird in 
Absatz 2 bestimmt, daß die dem ersuchten Staat 
überlassenen Akten und Gegenstände nach Ab- 
schluß der Überprüfung des Übernahmeersuchens 
oder des etwa eingeleiteten Strafverfahrens dem 
ersuchenden Staat zurückzugeben sind, sofern nicht 
auf die Rückgabe verzichtet wird. 

Der ersuchte Staat hat dem ersuchenden Staat zu- 
nächst das Ergebnis der Überprüfung des Über- 
nahmeersuchens mitzuteilen. Wird ein Strafver- 
fahren durchgeführt, ist der ersuchende Staat von 
dessen Ergebnis zu unterrichten und ihm eine Aus- 
fertigung oder beglaubigte Abschrift der abschlie- 
ßenden Entscheidung mit Gründen zu übermitteln. 

Da die Übernahme der Strafverfolgung einerseits 
keine Rechtshilfehandlung, andererseits eine aus- 
schließliche Angelegenheit der Justizbehörden ist, 
findet der Schriftverkehr in diesen Angelegenheiten 
zwischen den Justizministerien der beiden Staaten 
statt. 


Zu Artikel 19 (Kosten) 

In Übereinstimmung mit dem im vertraglich gere- 
gelten zwischenstaatlichen Rechtshilfeverkehr üb- 
lichen Kostenverzicht wird auch im deutsch-öster- 
reichischen Rechtshilfeverkehr auf Rückerstattung 
der dem ersuchten Staat erwachsenen Kosten ver- 
zichtet. Ausgenommen von diesem Verzicht sind 
stets die durch ein Sachverständigengutachten ent- 
stehenden Kosten sowie die Kosten, die durch die 
Übergabe einer in Haft befindlichen Person als 
Zeuge verursacht werden. Zur Vermeidung eines 
Mißverständnisses ist im letzten Satz des Artikels 
19 ausdrücklich gesagt worden, daß die Verpflich- 
tung, den einem Zeugen oder Sachverständigen ge- 
währten Reisekostenvorschuß zu erstatten, unbe- 
rührt bleibt. 

Zu Artikel 20 (Erweiterter Anwendungsbereich) 

Diese Bestimmung ergänzt den Artikel 1 (siehe die 
Bemerkungen hierzu). 

Zu Artikel 21 (Schlußbestimmungen) 

Dieser Vertrag muß sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch in Österreich ratifiziert werden. 
In der Bundesrepublik Deutschland bedarf es schon 
desv/egen der Ratifikation, weil er folgende, die 
Strafprozeßordnung oder das Deutsche Ausliefe- 
rungsgesetz ergänzende oder abändernde Bestim- 
mungen enthält: 

Artikel 1 1 Abs. 1 : 

Verbot, gegen einen unentschuldigt ausge- 
bliebenen Zeugen oder Sachverständigen die 
in der Strafprozeßordnung vorgesehenen Fol- 
gen anzuordnen. 

Artikel 12: 

Das freie Geleit für Zeugen und Sachver- 
ständige. 

Artikel 13 Abs. 2: 

Selbständiger Haftgrund für eine als Zeuge 
überstellte Person, die sich im ersuchten Staat 
in Haft befindet. 

Artikel 14: 

Freies Geleit für Beschuldigte. 

Artikel 18 Abs. 1 Satz 2: 

Zulässigkeit der Strafverfolgung wegen einer 
im Ausland begangenen Übertretung. 

Alle derzeit geltenden deutsch-österreichischen Ver- 
einbarungen über einen Gegenstand dieses Ver- 
trages erlöschen mit dem Inkrafttreten dieses 
Vertrages. Eine Aufzählung der in Betracht kom- 
menden Vereinbarungen ist auf österreichischen 
Wunsch unterblieben, um nicht iin Zusammenhang 
mit dieser Bestimmung die Frage entscheiden zu 
müssen, ob die deutsch-österreichische Vereinbarung 
zur vorläufigen Regelung des Rechtshilfeverkehrs 
in Strafsachen vom 5. Juli/i. August 1930 nach öster- 
reichischem Verfassungsrecht gültig ist. 
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